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Pensionsaerpflichtungen der öffentlicben Hand erlangen
im Rah*ri'der Bilanzierung oon Gebietskörpertrboltm
eine besondere Bedeutung. Im Zuge der Modernisierung
der Haushaltswirtscbaft auf kommwnaler und staatlicher
Ebene wnd der biermit eröffneten Möglicbkeit, das bisbe-
rige kamerale Rechnungswesen im Interesse eines voll-
ständigen Ausweises aon Vermög€n, Schulden und Res-
sourcenverbrawcb dwrcb ein doppiscbes Rechnungswesen
abzulösen, stellen sich aucb Fragen des Ausweises non Pen-
sions-und B eibilfev erpflichtungen, die auf staatlich er Eb e-
ne einen beacbtlicben Anteil der Bilanzsumme ausmacben
können.

Das Land Hessen bat sich bereits mit Kabinettsbeschluss
,uom 14. 7. 1998 fA, die Einfübrwng der doppelten Buch-

fi,ibrung entscbieden.l Es bat im I{ovember 2009 als erstes
Flcichenland der Bwndesrepublik Deutscbland eine nach
kaufmänniscb en Grundsätz en erstellte Eröffnungsbilanz
auf den 1. 1. 2009 sowie im Anscblwss regelmäßig, zwletzt
am 28. 10. 2014, einen Gescbäftsbericht zum Gesamtab-
schluss fa, das abgelawfene Haushaltsjahr oorgelegt.2

Die bilanzielle Bebandlung aon Pensionsaerpflichtun-
gen hat das Land Hessen in entsprechender Anwendung
der bandelsrechtlichen Bilanzierwngsaorgaben i.S. der

SS 235 ff. HGB, zuletzt unter Beachtung der Standards
staatlicher Doppik i.S. der SS 7o, 49a HGrG geregelr.
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Die Verfasser analysieren im Folgenden die Praxistaug-
lichkeit und Belastbarkeit der im Rabmen der Bilanzie-
rung des Landes auf der Grwndlage nationaler handels-
rechtlicber Leitlinien entwickelten Lösungsansätze, u.a.

awcb im Hinblick auf zr.uiscbenzeitliche nationale und in-
ternationale Entuticklungen.3 Die Überlegungen münden
in Scblussfolgerungen fLr die aonseiten der Eu-Kommis-
sion angestrengte Entwick,lung sog. European Public Sec-

tor Accownting Standards (EPSAS) zur Harmonisierwng
des öffentlicben Rechnungswesens im Gemeinschaftsge-
biet.

A. Doppisches Rechnungswesen auf staatlicher und
kommunaler Ebene: Flarmonisierung durch
EPSAS ?

Der aktuelle Stand der Rechnungslegung auf den unrer-
schiedlichen staatlichen Ebenen in Deutschland weist ei-
nen äußerst heterogenen Zustand auf .a ImZuge der Mo-
dernisierung des Haushaltswesens hat die Reformierung
des Rechnungswesens der Gebietskörperschaften auf
kommunaler und staatlicher Ebene, bedingt durch unter-
schiedliche Einsch ätzungen und Sichtweisen der Betroffe-

)i- Dipl.-Finw. Harald Bott leitet das Referat Kassen- und Rech-
nungswesen im Hessischen Ministerium der Finanzen) Viesba-
den, Dipl.-Kfm. Enno Klier, LL.M., leitet das Bilanzteam im
Hessischen Competence Center für Neue Verwaltungsteuerung,
\fliesbaden.

1 Vgl. Engels/ Eibelshäuser, Öffentliche Rechnungslegung Von
der Kameralistik zur Dopprk,2010, Teil 1 Rn. 35.

2 Die Geschäftsberichte des Landes Hessen zur Eröffnungsbilanz
und den Folgeabschlüssen stehen im Internet unter der Adresse
www.bilanz.hessen.de zum Downlo ad zur Verfügung.

3 Zur Bilanzierune in Hessen im Überblick vgl. auch Antwort der
Landesregierung auf die Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der FDP, LI-Drs. 1,8/4676 v. 9.11.2011 sowie Schäfer, in:
\ü/allmann/Nowak/Mühlhausen/Steingässer, Moderne Finanz-
kontrolle und öffentliche Rechnungsleguog, Denkschrift Eibels-
häuser, 2013, S. 433 ff.

4 Zur Umsetzung der Haushaltsreformen auf staatlicher und kom-
munaler Ebene in den einzelnen Ländern vgl. im Überblick Bott/
Klier, DK 2014, 80 f., Häfner/Wissing/Qwast, Standards staatli-
cher Doppik, 201.4, 5.29 ff ., I{owak/Ranscht-Oswald/Scbmitz,
in: Böcking, Handbuch der Rechnungslegung, Kup. B 990, Öf-
fentliches Rechnungswesen, Rn. 1 ff. (Stand: Juli 2014), Bwdä-
ws/ Hilgers/ Steger, ifst-Schrift Nr. 500 (2014), DB0666 633,
S.53ff. sowie unter http://www.haushaltssteuerung.delhaus-
haltsreform-deutschland.html; Stand 2. 4. 2013 [Abruf Juli 2üa]
sowie zum heterogenen Stand des Rechnungswesens auf den un-
terschiedlichen staatlichen Verwaltungsebenen vgl. auch Ernst &
Young, Overview and comparison of public accounting and au-
diting practices in the 27 EU Member States, 201,2, S. 161 ff.
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nen, aber auch durch eine den föderalen Strukturen ge-
schuldete uneinheitliche Regelung in den einzelnen Bun-
desländern auf den unterschiedlichen Verwaltungsebenen,
keine homogene Entwicklung erfahren. Diese Konstella-
tion hat letztlich z1r unterschiedlichen Rechnungsstilen
einerseits und unterschiedlichen Haushaltsbewirtschaf-
tungssystemen andererseits geführt, die bislang lediglich
über Mindestanforderungen auf kameraler Basis einer
Ver gl eichb ark eit zugeführt werd en. 5

\Während auf kommunaler Ebene die Doppik den ka-
meralen Rechnungsstil weitgehend abgelöst hat, hält der
Bund bislang noch an einem kameralen Rechnungswesen
fest, wenngleich er mit seinem am 9 . 5 . 2014 veröffentlich-
ten6 Abschlussbericht des Projektes zur Modernisierung
des Haushalts- und Rechnungswesen des Bundes fest-
stellt, dass zvm weiteren Aufbau einer umfassenden Ver-
mögensrechnungT eine F tnanzbuchhaltung un.v erzichtbar
ist, mithin bisherige Überlegungen zur erweiterten Kame-
ralistik offensichtlich nicht mehr als zielführend gewertet
werden.s Auf Länderebene ist die Lage uneinheitlich. Ne-
ben Flessen nitzen bislang lediglich Hamburg und Bre-
men das doppische System, die überwiegende Mehrheit
der Bundesländer verharrt hingegen bislang in der tradier-
ten Kameralistik. Die Flächenländer Baden-Württemberg
und Nordrhein-Westfalen sehen ab 2016 bzw. 2017 die
Aufstellung von Vermögensrechnungen auf staatlicher
Ebene nach doppischen Grund sätzen vor.e

Eine erstrebenswerte Vereinheitlichung des staatlichen
Rechnungswesens in Deutschland auf der Grundlage ei-
nes doppischen Rechnungswesens ist imZuge der aktuel-
len Diskussion zur Entwicklung sog. European Public
Sector Accounting Standards (EPSAS) frir die Harmo-
nisierung der Rechnungslegung des öffentlichen Sektors
im europäischen Raum denkbar.lo Im Zusammenhang
mit der Uberwachung und Koordinierung der EU-Virt-
schafts- und Finanzpolitik hat sich die EU-Kommission
vor dem Hintergrund der Staatsschuldenkrise mit Bericht
vom 6. 3. 201311 für die Einführung harmonisierte r, an der
Periodenrechnung orientierter Grund sätze des öffentli-
chen Rechnungswesens in den Eu-Mitgliedstaaten aus-
gesprochen.12 Der Bericht geht auf die Richtlinie
2011,/85/EU des Rates über die haushaltspolitischen Rah-
men der Mitgliedstaaten vom 8. 11 .2011t3 zurück, die die
Notwendigkeit von einheitlichen Anforderungen in Be-
zug auf die Vorschriften und Verfahren hervorhebt, die
die haushaltspolitischen Rahmen der Mitglieds taaten bil-
den. Vor dem Hintergrund, dass vollständige und zuyer-
lässige Systeme des öffentlichen Rechnungswesens für alle
Teilsektoren des Staates die Voraussetzung für die Erstel-
lung von Statistiken von hoher Qualität sind, die die Ver-
gleichbarkeit zwischen den Mitgliedstaaten gewährleis-
ten, war die Kommission mit Art. 16 Abs. 3 der Richtlinie
20011/85/EU beauftragtworden, eine Bewertung der Fra-
ge vorzunehmen, ob die internationalen Rechnungsfüh-
rungsgrundsä tze fir den öffentlichen Sektor ("Internatio-
nal Public Sector Accounting Standards") für die Mit-
gliedst aaten geeignet sind. Hiermit wurde der Grund-
stein zu einer nunmehr greifbaren Vereinheitlichung der
öffentlichen Rechnungslegung im europäischen Raum ge-
legt.la Nach dem Bericht der EU-Kommission vom
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6.3.2013 zur Eignung der IPSAS für eine angestrebte
IJmsetzvng harmonisierter Rechnungsführungsgrund-
sätze für den öffentlichen Sektor der Mitgliedstaaten
wird anerkannt, dass die IPSAS nicht ohne Veiteres in
den EU-staaten eingeführt werden können, jedoch gleich-
wohl einen geeigne ten Bezugsrahmen für eine nach Auf-
fassung der EU-Kommission erforderliche eigenständige
Entwicklung der EPSAS darstellen.ls Der Zeirplan von
EUROSTAT sieht vor, dass bis Mit te 2015 von der Euro-
päischen Kommission eine Rahmenverordnung zu den

EPSAS erarbeitet und sodann vom Europäischen Parla-
ment und vom Europäischen Rat verabschiedet werden
soll. Bis dahin sollen auch die für die EPSAS notwendigen
Governance-Strukturen und Prozesse geschaffen werden.
Im Zeftraum 2A16 bis 2020 sollen die EPSAS erarbeitet
und schrittweise in den Mitgliedstaaten eingeführt wer-
den. Die von der Europäischen Kommission angestrengte
Reform beschränkt sich auf eine Harmonisierung des

Rechnungswesens. Das Haushaltswesen der Gebietskör-
persch aftenbleibt insoweit von den EPSAS unberührt.Zu
Nutzen und Kosten einer Einführung von EPSAS in den

Mitgliedstaaten hat EUROSTAT im Oktob er 2014 eine

von PwC erstellte Auftragsstudie veröffentlicht.l6
Im Rahmen der anstehenden Erörterung und Entwick-

lung der EPSAS als künftigem Rechnungslegungsstandard
für den öffentlichen Sektor wird auch zuuntersuchen sein,

ob und inwieweit die bestehende Regelungen der IPSAS
der no ch zu konkretisierenden Zielsetzung der öffentli-
chen Rechnungslegung entsprechen und dementspre-
chend in ein EPSAS-Regelwerk überführt werden können

5 Vgl. S 4eb HGrG.
6 (http : / / www. bundes finanzmini s terium. del C onten t / DE / Standar

dartikel/Themen/Oeffentliche Finanzen/Bundeshaushak/Pro-
j ekt-MHF./ 201 4-09-05-Abs chlus sb erichtMHR. html).

7 Ygl. hterzu auch Bundesrechnungshof, Bemerkungen 201,3 zur
Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes vom 9. 12.2013,,

betr. Vermögensrechnung 20 12, BT-Drs. 1 8/11L, 72 f .

B Vgl. hierzu auch Nowak, Behördenspiegel Juni 201,4 sowie

KPMG,Institut für den öffentlichen Sektor, Public Governance

9

10

tl
12

Herbst 2014, 25.

Vgl. Landtag Baden-Württemberg, LT-Drs. L5/4487, 4 sowie

zum Reformprojekt in Nordrhein-Vestfalen unter https://
www. ep o s. nrw. d e / konzep te - inf o s - neu/publikationen.
Zutr. Budäws/Burtb/Hilgers, HaushaltsZeitung 02/2013, 1l ff .

sowie Müller-Marqwds Berger/Heiling, Wg 201,4, 1,44, 1'48 f .

EU-Kommission v. 6.3.2013, COM(2013) 114 final.
Zum Harmonisierungserfordernis vgl. auch I'{oruak., in: Vall-
mann/Nowak/Mühlhausen/Steingässer, Moderne Finanzkon-
trolle und öffentliche Rechnungslegung: Denkschrift Eibelshäu-
ser, 2013, S. 363 ff.

13 ABl. L 306 vom 23. 11.2011, S. 41.

14 Vgl. Böcking/Kocb, in: Entwicklung der öffentlichen Rech-

nungslegung in Europa, hrsg. v. Hessischer Rechnungshof, 2014,

s. 163.

1,5 Bericht der EU-Kommission vom 6.3.201,3, COM(2013) 114

final, S. 10.

16 Collection of information related to the potential impact, inclu-
ding costs, of implementing accrual accounting in the public
sector and technical analysis of the suitability of individual IP-
SAS standards v. 1. B. 2014. http:/ / epp.eurostat.ec.europa.eu/

p o r tal / p age / p o r tal / gov ern m e nt-f i n a n c e- s t a t i s t i c s / g ov e rn m e n t-
accounting.
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bzw. für Zwecke der fin anzstatistischen Berichterstamung
noch einer entsprechenden Anpassung bedtirfen.lT Der
Standard IPSAS 25, der mit Leistungen an Beschäftigte
(Employee Benefits) überschrieben ist und hierbei auch
die Bil anzierung von Vorsorgeverpflichtungen regelt, ge-
hört zu den in diese mZusammenh ang zu untersuchenden
Vorgaben.ls

B. Bilanzierung von Pensionsverpflichtungen im Ge-
samtabschluss des Landes Flessen

Die Brlanzierung von Pensionsverpflichtungen der Ge-
bietskörpersch aft erlangt als sog. tmphzire Verschuldung
auf staatlicher Ebene eine herausragende Bedeutung. Die
Pensions- und Beihilferückstellungen des Landes Hessen
belaufen sich zvm 31.12.2013 auf einen Betrag i.H.v.
59,4 Mrd. EUR. Sie berücksichtigen verpflichtungen
ggü. ca. 67 .800 Versorgungsempfängern und 106.600 Leis-
tungsanwärtern.

I. Anwendung handelsrechtlicher Vorgaben

Auf der Grundlage des S z1a LHole und dem insoweit
eindeutigen Bezug auf die nationalen handelsrechtlichen
GoB hat das Land Flessen bereits im Rahmen seiner Er-
öffnungsbilan zierung auf den 1. 1. 2oo9 seine Buchfüh-
rungs- und Btlanzrerungsvorgaben auf staatlicher Ebene
in enger Anlehnung an die Bestimmungen der SS 238 ff.
HGB ausgerichtet. Auch für die Rechnungslegung auf
staatlicher Ebene gewährleisten die Vorschriften des
HGB als Referenzmodell eine vorsichtige und objekti-
vierte Ergebnisermittlung; sie bieten einen Schutzvor un-
angemessenen, ergebnisorientierten \flertermittlungen.
Die Anwendung handelsrechtlicher Rechnungslegungs-
grunds ätze sowie eine hier betonte kaufmännische Vor-
sicht mit dem Realisations- und Gläubigerschutzprinzip
ist für Zwecke der Dokumentation des Vermögenserhalts
bzw. eines eingetretenen Ressourcenverbrauchs nach Ein-
schätzung des Landes auch im öffentlichen Bereich als
Grundlage einer nachhaltigen und generationengerechren
Finanzp olitik s innvoll. 20

Die nationalen handelsrechtlichen Bilan zierungsvorga-
ben sehen mit den SS 249, 253 FIGB lediglich allgemeine
Bestimmungen zur Behandlung von Pensionsverpflich-
tungen vor. Auf Einzelfragen zu Ans atz und Bewertung
von Altersversorgungsverpflichtungen ist allerdings das
Institut der Virtschaftsprüfer mit den Stellungnahmen
ID\f RS HFA 30 v. 10.6.201121 im Allgemeinen sowie
ID\r RS HFA 23 v. 24.4.200922 hinsichtlich der Beson-
derheiten von Verpflichtungen gegenüber Beamren und
deren Flinterbliebenen eingegangen. Ans atz und Bewer-
tung der Pensionsverpflichtungen werden danach durch
den Umfang der Passivierung, die Bewertungsmethode,
die biometrischen Grundlagen und die fin anzrellen An-
nahmen, hier insbes. den Rechnungszins, bestimmr.

Die Konkretisierung der handelsrechtlichen Bestim-
mungen durch die Standards staatlicher Doppik i.S. der
SS 7", 49a HGrG wird im Rahmen der Bil anzierung des
Landes Flessen hinsichtlich der Bestimmungen zumAus-
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weis der Pensions- und Beihilferückstellungen auch im
Vorfeld einer verpflichtenden Anwendung vor dem
1. 1. 2015 berücksichtigt. Die aktuelle Fassung der Stan-
dards staatlicher Doppik i.d.F. v. 23.10.201323 stellt für
den Ausweis von Pensions- und Beihilfeverpflichrungen
der Gebietskörperschaft auf die allgemeinen handels-
rechtlichen GoB i.S. der SS 238 ff. HGB ab und konkreti-
siert die Ansatz- und Bewertungsparameter.2a

II. Bilanzausweis: Umfang der Passivierung

Die Pensions- und Beihilfeverpflichtungen des Landes
werden als ungewisse Verbindlichkeiten in der Bllanz un-
ter der Position "Rückstellungen für Pensionen und ande-
re Verpflichtungen< ausgewiesen. Die Ungewissheit der
Pensionsverpflichtungen kann darin besrehen, ob über-
haupt bzw. zu welchem Zeitpunkt, in welcher FIöhe und
für welche Dauer Pensionsleistungen zu erbringen sind.
Entsprechendes gilt für Beihilfen, die eine Gebietskörper-
schaft, z.B. in Krankheitsfällen, ihren ehemaligen Beschäf-
tigten während der Zert ihres Ruhestandes zu gewähren
hat.25

17 Ygl. hrerzu ausführlich I'{owak, European Public Sector Ac-
counting Standards (EPSAS) als Chance für eine Flarmonisie-
rung der europäischen öffentlichen Rechnungslegung, in: \7all-
mann/Nowak/Mühlhausen/Steingässer, Moderne Finanzkon-
trolle und öffentliche Rechnungslegung, Denkschrift Eibelshäu-
ser, 2013, S. 375 ff .

1B Zur Klassifizierung der IPSAS Standards vgl. Europäische
Kommission: Commission Staf Working Documenr,
S\VD(2013) 57 final vom 6. 3.2013, Anhang 7.1, S. 125 sowie
zuletzt PwC v. 1.8.2014, Collection of information related to
the potential impact, including costs, of implementing accrual
accounting in the public sector and technical analysis of the sui-
tability of individual IPSAS standards, Kap. 8.3, S. 134 ff .

19 Entsprechend $ 33a HGrG ä.F., aufgehoben durch HGrG-
ModG v. 31 .7.2009, BGBI. II 2009, 2580.

20 So auch Eibelshcil4ser, DK 2006, 61 B, 619, Breidert/ Rüdinger,
DK 2008, 32, Böching/Dutzi, DK 2008, 415, 41,7, Nozaak/
Ranscht-Ostwald/Schmitz, in: Böcking, Handbuch der Rech-
nungslegung: Krp. B 990 Öffentliches Rechnungswesen,
Rn. 94 ff. (Stand: Novemb er 2012) sowie zuletzt auch Wüste-
mann/Wüstemann in: Wallmann/Nowak/Mühlhausen/Stein-
gässer, Modern e Finanzkontrolle und öffentliche Rechnungsle-
gung, Denkschrift Eibelshäuser, 2013, S. 579 ff.; hierzu kritisch
vgl. u.a. Budäus, DK 2009, 27,33 sowie Bwdäws/Hilgers, Zeit-
schrift für Planungs- und lJnternehmenssteuerung , 19 (2009),
377.

Verabschiedet vom Hauptfachausschuss (HFA) am 9.9.2010,
Anderungen durch den HFA am 10. 6. 2011.
Verabschiedet vom HFA am 24.4.2009.
Die Standards staatlicher Doppik sind am 19.12.2013 in ihrer
aktualisierten Fassung v. 23. 10. 2013 auf der Homepage des

BMF veröffentlicht worden: http:/ /www.bundesfinanzministe-
rium. delC onten t /DE / Standar dartikel/Themen/O effentliche-Fi-
nanzen/ Stand ard s-fuer-Hau s halte / st andardi s i erung- rechnu n gs -
wesen.html, (Abruf: 17. 10.2014).
Vgl. hierzu auch lr,[owak/Ranscht-Ostwald/Schmitz., in: Bö-
cking, Handbuch der Rechnungslegung, Kap. B 990 öffentli-
ches Rechnungswesen, Rn. l9l ff . (Stand: Juh 2OM).
Vgl. BFH v. 30. 1.2002 - I R 71/00, BSIBI II 2003, 279 sowte
Zwirner, VPg 2012, 198.

21

22

23

24

25
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Die Rückstellungen berücksichtigen die erkennbaren
Risiken und ungewissen Verpflichtungen in Höhe der er-
warteten Inanspruchnahme. \üesentliches Merkmal der
Pensions- und Beihilfeverpflichtungen ist, dass die Pensi-
ons- und Beihilf ezahlungen nach Eintritt in den Ruhe-
stand im Rahmen der Altersversorgung als Leistungen er-
folgen, deren Gegenleistung durch den Begünstigten be-
reits während der aktiven Phase erbracht worden ist. Die
bei Eintritt des Versorgungsfalls gewährten Leistungen
wurden während der aktiven Tätigkeit des Beamten ver-
dient; die Versorgungsleistungen stellen daher entspre-
chend ihrer wirtschaftlichen Verursachung bereits Per-
sonalaufwand der Perioden dar, in denen die Arbeitsleis-
tung erbracht worden ist. Die Pensions- und Beihilferück-
stellungen werden deshalb bereits während des aktiven
Beschäftigungsverhältnisses kontinuierlich durch erfolgs-
wirksame Zufihrungen aufgebaut. Zum Zeitpunkt des
Eintritts in den Ruhestand weist die für den Beschäftigten
ausgewiesene Pensions- und Beihilferückstellung die nach
versicherungsmathematischen Grundsätzen ermittelte
Versorgungsverpflichrung des Dienstherrn aus. Mit der
Leistung der Versorgungsb ezige bzw. Beihilfeleistungen
werden die in den Jahren der Ansammlung aufgebauten
Pensions- und Beihilferückstellungen in Anspruch ge-
nommen.

Der Umfang der Passivierungspflicht für Pensionsver-
pflichtungen richtet sich gem. nationalem Handelsrecht
nach dem Durchführungsweg der Altersversorgung
und dem Zettpunkt der die Versorgung begründenden
Zusage:26
o Im Hinblick auf die erstmalige Einführung bzw. ein-

deutige Regelung einer Rückstellungspflicht für laufen-
de Pensionen und Anwartschaften durch das BiRiLiG
v. 1.9. 12. 198527 für unmittelbare Pensionsverpflichtun-
getr, die mit Rechtsanspruch ab dem 1. I. 1987 erteilt
wurden (Neuzusagen), hat der Gesetzgeber ftir Alt zu-
sagen ein Passivierungswahlrecht zugelassen. Von der
grundsätzlichen Passivierungspflicht sind danach Di-
rektzusagen ausgenommen, die vor dem 1. 1. 1987 er-
teilt worden sind. (Art. 28 Abs . 1, Satz 1 EGHGB).t8

o Für mittelbare Pensionsverpflichrungen, d.h. für Pen-
sionsverpflichrungen, die der Arbeitgeber über einen
externen Versorgungsträger erfüllt,2e hat der Ge setzge-
ber auf Dauer ein Passivierungswahlrecht eingeräumt
(Art. 28 Abs.1, Satz 2 EGFIGB).
Das Land Flessen weist die unmittelbaren Versorgungs-

lasten ggü. den Beamten des Landes vollumfänglich aus.

Von dem Passivierungswahlrecht für Altzusagen i.S. des

Art. 28 Abs. 1 Satz l EGHGB macht das Land im Inter-
esse einer vollständigen, transparenten Darstellung der
Schulden keinen Gebrauch. Die bllanzierten Versor-
gungsverpflichtungen erstrecken sich daher auf sämtliche
zvm Bilanzstichtag erdienten Versorgungsansprüche so-
wohl der Beamten im aktiven Dienst (rog. Leistungsan-
wärter) als auch der Ruhestandsbeamten, die bereits Ver-
sorgungsleistungen beziehen (rog. Versorgungsempfän-
ger).

Die Altersrente für nicht beamtete Beschäftigte des

öffentlichen Dienstes wird über die ges etzliche Renten-
versicherung mit der Deutschen Rentenversicherung als
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täger abgewickelt. Das Land entrichtet als Arbeitgeber
insoweit Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung,
die das entsprechende Versorgungsrisiko trägt. Die Ar-
beitgeberbeiträge zvtr gesetzlichen Rentenversicherung
belasten als laufender Personalaufwand die Ergebnisrech-
nung. Die hieraus resultierenden Versorgungsansprüche
gehen nicht in die Rechnungslegung des Landes ein. Hin-
sichtlich der Zusatzversorgung für die nicht beamteten
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, die über die um-
lagefin anzierte Versorgungsanstalt des Bundes und der
Länder, Karlsruhe (VBL), der als eigenständiger Träger
der Versorgungslast abgewickelt wird, und eine mittelbare
Pensionsverpflichtung begründet,3o hat das Land auf der
Grundlage des Art . 28 Abs . I Sarz 2EGHGB keine Rück-
stellung gebildet.

Das Vorgehen des Landes steht mit den konkretisieren-
den Vorgaben der Standards staatlicher Doppik (SsD)
zur Ausübung der nationalen handelsrechtlichen Wahl-
rechte nach Art. 28 EGFIGB im Einklang. Sie sehen eine
Passivierungspflicht auch für Pensionen, Beihilfen und
ähnliche Verpflichtungen aus Rechtsansprüchen vot
die vor dem 1. 1. 1987 erworben worden sind (SsD,

Tz. 5.7 .2.1) und schließen die Bildung von Rückstellungen
für mittelbare Pensionsverpflichtungen aus (SsD,

Tz. 5.7 .3.1.)."

III. Bewertung der Pensions- und Beihilfeverpflich-
tungen

l. Bewertungsmethode / Bewertungsverfahren

IJngewisse Verbindlichkeiten sind nach allgemeinen han-
delsrechtlichen Grun dsätzen mit dem nach vernünftiger
kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbe-
trag zv bewerten (S 253 Abs. 1 Satz 2 HGB). Der aus

den Versorgungsleistungen resultierende Verpflichtungs-
umfang ist unter Berücksichtigung der biometrischen
Vahrscheinlichkeiten und ftnanziellen Annahmen nach
versicherun gs mathematis chen Grund s ätz en zLL er mitteln.
Die Pensions- und Beihilfeverpflichtungen berücksichti-
gen hierbei Bezige- und Kostensteigerungen und sind als

langfristige ungewisse Verbindlichkeiten grds. fristad-
äquat auf den Bilanzstichtag abzuzinsen. Für das hierbei
anzlrwendende versicherungsmathematische Berech-
nungsverfahren formuliert das IDW folgende Anforde-
rungen:32

26 Ygl. ID\f RS HFA 23, Tz.3 ff . sowie IDW RS HFA 30,

Tz.9 ff .

27 Gesetz zur Durchführung der Vierten, Siebenten und Achten
Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaft en zur Ko-
ordinierung des Gesellschaftsrechts (Bilanzrichtlinien-Gesetz -
BiRiLiG), BGBI. I 1985, 2355.

28 Vgl. BT-Drs. 10/4268, 150 sowie ID\7 RS

ID\fl RS HFA 23.,T2.7.
29 Vgl. ID\f RS HFA 30,T2.36ff.
30 Vgl. ID\f RS HFA 30,T2.43,45.
31 Hierzu kritisch Ellerich, \üpg 201.2, 1.1.31,

32 Vgl. IDW RS HFA 30, Tz. 60.

HFA 30, Tz. 12 und

1136.
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. Für die Bewertung der Altersversorgungsverpflichtun-
gen sind die anerkannten Regeln der Versicherungsma-
thematlk anzuwenden.

. Laufende Rentenverpflichtungen sowie Altersversor-
gungsverpflichtungen ggü. ausgeschiedenen Anwär-
tern sind mit ihrem Barwert anzusetzen.

. Bei Pensionsanwartschaften der Leistungsanwä rter
muss die Mittelansammlung grds. über die Aktivitäts-
periode des einzelnen Versorgungsanwärters erfolgen.
Für die Verteilung der Mittelansammlung kommen ver-
schiedene versicherungsmathematische Verfahren in
Betracht. In Abhängigkeit von der Versorgungszusage
muss das gewählte Bewertungsverfahren den Pensions-
aufwand verursachungsgerecht über den Zertraum ver-
teilen, in dem der Versorgungsberechtigte seine Gegen-
leistung erbringt.
Für die Bewertung von Verpflichtungen aus ratierlich

erdienten Pensionsanwartschaften kommen nach nationa-
lem Recht sowohl das Anwartschaftsbarwe rtverfahren
(Projected Unit Credit Method i.S.d. IAS 19) als auch
d as vers icherun gs mathematis che Teilwe rtv erf ahren in B e -
tracht.33 Im Rahmen der Bemessung der Pensions- und
Beihilferückstellungen auf den Bilanzstichtag werden le-
diglich die bislang erdienten Ansprüche berücksichtigt.

Das Land Hessen berücksichtigt zur Bewertung der
Pensions- und Beihilfeverpflichtungen und die Verteilung
des Pensionsaufwands auf die Erdienungszeit seit der Er-
öffnungsbilan zierung die versicherungsmathematischen
Grund sätze unter Anwendung des Teilwe rtverfahrens.
Nach dem Teilwertverfahren wird der Barwert der zu er-
wartenden Versorgungsbezige unter Berücksichtigung
künftiger Kostensteigerungen gleichmäßig als Annuität
auf die Zert zwischen Fin anzterungsbeginn- und Finan-
zierungsendalter verteilt. Das Teilwe rtverfahren berück-
sichtigt hierbei auch die Zeitspanne zwischen Dienstbe-
ginn und Zeitpunkt der Pensionszusage. Veränderungen
im Leistungsumfang der Pensionsverpflichtungen werden
bei dem Teilwe rtverfahren auf die gesamte Beschäfti-
gungszeit (mit-)verteilt. Das Teilwe rtverfahren unterstellt
eine kontinuierliche Arbeitsleistung des pensionsberech-
tigten Beamten und sieht vor, dass die künftigen, auf den
Pensionseintrittstermin abgezinsten Pensionsleistungen
mit einem Rückwärtsverteilungsfaktor gleichmäßig über
die Dienstjahre verteilt werden.3a Die Anwendung des

Teilwertverfahrens ist nach den SsD für bereits laufende
Leistungen und unverfallbare Anwartschaften pensionier-
ter oder ausgeschiedener Beamter verpflichtend vorge-
schrieben (SsD, T t. 5.7 .2.1).

Ein saldierter Ausweis von Pensions- und Beihilfever-
pflichtungen einerseits und hierfür vorgesehenem De-
ckungsvermöB€n, der seit BilMoG auch nach nationalem
Handelsrecht denkbar ist, kommt auf Landesebene nicht
zum Tragen, d^ das für Zwecke der Altersversorgung im
Aufbau befindliche Sondervermögen des Landes Hessen
i.H.v. ca. 1,6 Mrd. EUR (Stand 31,.12.2013) nicht die en-
gen Anforderungen eines Planvermögens i.S. des S 246
Abs. 2 HGB erfüllt, das neben einer Zweckexklusivität
auch eine Insolvenzsicherheit aufweisen muss.ls Die SsD
gehen im Einklang mit diesem Verständnis gleichfalls
nicht von einer Einschlägigkeit des Verrechnungsgebots
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im Bereich der Altersversorgung nach S 246 Abs. 2 HGB
aus (SsD, T2.5.7.2.1).'u Das Sondervermögen Versor-
gungsrücklage des Landes Hessen3z wird daher nicht zu
Zeitwerten in Ans atz gebracht, sondern nach allgemeinen
Grund sätzen mit den Anschaffungskosten btlanziert.

2. Demografische Grundlagen

Zu denversicherungsmathematischen Parametern, die für
die Bewertung von Altersversorgungsverpflichtungen
heranzuziehen sind, zahlen die Sterbe- und Invalidisie-
rungswahrscheinlichkeiten, die Fluktuation sowie die in
die Bewertung eingehende Altersgrenzq die unter Beach-

tung der vertraglich vorgesehenen Altersg renze und der
voraussichtlichen Pensionierungsgewohnheiten der je-
weiligen Versorgungsbestände festzulegen ist.38 Die von
dem Land Hessen gebildeten Pensions- und Beihilferück-
stellungen berücksichtigen hinsichtlich der biometrischen
Annahmen die allgemein anerkannten "Richttafeln
2005G.. von Prof, Dr. Klaus Hewbech sowie die Auswer-
tung von Individualdaten der Leistungsanwärter, der Ver-
sorgungsempfänger und deren Angehörigen.

3. Rechnungszins

Rückstellungen mit einer Restlaufzeitvon mehr als einem

Jahr sind nach nationalem Handelsrecht grds. mit den
ihrer Restlau fzett entsprechenden durchschnittlichen
Marktzinssätzen der vergangenen sieben Geschäftsjahre
abzuzinsen (S 253 Abs .2 Satz 1 HGB). Abweichend von
dieser grds. Vorgabe drirfen Rückstellungen ftir Altersver-
sorgungsverpflichtungen vereinfachend unter der Annah-
me einer pauschalen Restlaufzeit von 15 Jahren abgezinst
werden (S 253 Abs. 2Satz 2 HGB). Der für die Abzinsung
von Pensions- und ähnlichen langfristigen Rückstellungen
als Marktzins maßgebende Zinssatz wird von der Deut-
schen Bundesbank gem. S 253 Abs. 2 Satz 2 HGB i.V.m.
der Rückstellungsabzinsungsverordnung verbindlich auf
Basis von Null-Kupon-Festzinsswaps ermittelt und mo-
natlich bekannt gegeben (S 253 Abs.2 Satz 4 HGB); zum
3I. 12. 2013 beläuft sich der Rechnungs zins auf 4,BB % p.a.

Das Land Flessen diskontiert seine Pensions- und Bei-
hilfeverpflichtungen nicht mit dem allgemeinen handels-
rechtlichen Rechnungszins i.S. des S 253 Abs. 2 HGB,
sondern legt staftdessen den für die öffentliche Haushalts-
wirtschaft mit den Standards staatlicher Doppik (S 7t
HGrG) entwickelten besonderen Ztnssatz zugrvnde, der

33 Vgl. ID\fl RS HFA 30,T2.6L.
34 Vgl. Glöckner, Die Anwendung internationaler Rechnungsle-

gungsstandards (IPSAS/IFRS) auf ausgewählte Bilanzierungs-
probleme der doppischen kommunalen Rechnungslegun g, 2007,

69 f . m.w.N.
35 Vgl. Ballwieser, in: MünchKomm-[HGB], Bd. 4, 3. Aufl. 2013,

zu S 246 HGB 142 ff .

36 Vgl. hierzu kritisch ID\W vom 18. 10.2012, www.idw.de sowie
Ellericb, WPg 2012, 1131, 1136.

37 Hessisches Versorgungsrücklagengesetz v. 15. 12. 1998, GVBI. I
S. 526, zuletzt geänd. durch Ges. v. 27.5.2013, GVBI. S. 218.

38 Vgl. IDW RS HFA 30 Tz. 62.
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sich zum 31. 12.2013 mit 3,95 oÄ bemisst.3e Dieser Refe-
renzzinssatz ergibt sich aus dem siebenjährigen Durch-
schnitt der Umlaufrenditen für börsennotierte Bundes-
wertpapiere mit einer Restlaufzett von über 15 bis ein-
schließlich 30 Jahren4o und berücksichtigt die Refinanzie-
rungskonditionen der öffentlichen Hand. Der Zinssatz
wird jährlich durch das Gremium i.S. des $ 49a HGrG
überprüft und bei einer Abweichung von mehr als 0,5 Pro-
zentpunkten entsprechend angepasst (SsD, Tz. 5.7.2.1).
Der Korridor soll eine Yerzerrung des Ergebnisses durch
finanzmarktb e di n gte S c hwanku n gen d er Zins nive au s ve r-
meiden und ein verlässliches Verfahren zur Diskontierung
der Rückstellungen für Pensions- und Beihilfeverpflich-
tungen gewährleisten.

4. Bezügetrends und Preissteigerungen

Seit der Novelle der handelsrechtlichen Bestimmungen
durch das BilMoG v. 25.5.2009ar werden auch künftige
Bezige-, Gehalts- und Rententrends bei der Bewertung
der Pensions- und Beihilferückstellungen berücksich-
tigt.a2 Erwartete Pensionsanpassungen und Bezügesteige-
rungen sind im Rahmen des Gesamtabschlusses des Lan-
des Hessen auf den 31. 12. 2013 auf Basis der vergangenen
sieben Jahre nach Verprobung mit der Zukunftserwarrung
mit 1,5 o/o p.a., künftige Kosten- und Preissteigerungen
für die Entwicklung der Gesundheitskosten bei den Bei-
hilferückstellungen mit 3,1 % p.a. berücksichtigt. Die
Vorgehensweise entspricht der in T z. 5 .7 .2. 1 der Standards
staatlicher Doppik enthaltenen Vorgabe.

Mit der erstmaligen Berücksichtigung von Preis- und
Kostentrends im Rahmen der Bemessung der Pensions-
und Beihilferückstellungen durch das BilMoG v.

25.5.2009 ist eine Neube'wertung der Rückstellungen
auf den l. 1. 2010 mit einer deutlichen Ausweitung des
Rückstellungsvolumens einhergegangen. Das Land Hes-
sen verteilt den durch die Anpassung der Bewertung auf
den 1,. 1. 201,0 ermittelten zusätzlichen Rückstellungsbe-
darf i.H.v. insgesamt 10,5 Mrd. EUR nach der Übergangs-
bestimmung des Art.67 Abs. 1 EGHGB mit ratierlichen
Zufihrungen i.H.v. 1/15 (= 0,7 Mrd. EUR p.a.) auf
15 Jahre. Dies e Zuführung belastet das außerordentliche
Ergebnis.

5. Abbildung des Pensionsaufwands einschließlich
Bewertun gs anpas s ungen

In der Ergebnisrechnung der Gebietskörperschaft geht
der kontinuierliche Aufbau der Pensions- und Beihilfe-
rückstellungen mit der verursachungsgerechten Abbil-
dung der Zufihrungen als Personalaufwand im Posten

"soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversor-
gungund lJnterstür.zung" (S 275 Abs. 2 Nr. 6b HGB) ein-
her. Die Zuführung zu den Pensions- und Beihilferück-
stellungen berücksichtigt infolge der Fortschreibung des

Barwerts bzw. Anwartschaftsbarwerts zudem einen Ztns-
anteil, der im Finanzergebnis unter dem Posten ,rZinsen
und ähnliche Aufwendungen<< (5277 Abs. 5, S 275 Abs. 2
Nr. 13 HGB) gezeigt wird.

Nach nationalem Bllanzrecht wird die Pensionsrück-
stellun gzumEnde der jeweiligen Abrechnungsperiode er-

s06

mittelt. Die Differenz zur Pensionsrückstellung des

Vorjahres unter Berücksichtigung der in der Abrech-
nungsperiode geleisteten Pensionszahlungen ergibt den
erfolgswirksam zu erfassenden Personal- bzw. Versor-
gungsaufwand. Anderungen der biometrischen Rech-
nungsgrundlagen, des Rechnungszinses sowie der sonst.
Bewertungsparameter werden unmittelbar zum Zeit-
punkt des Bekanntwerdens erfolgswirksam berücksich-
tigt.a3

IV. Bilanzieru n gspraxis : Erfahrun gs werte auf Lan-
desebene

Die Erfahrungswerte des Landes Hessen im Zuge der
Umstellung auf das kaufmännische Rechnungswesen im
Allgemeinen decken sich mit dem Erkenntnisgewinn bei
der Bil anzierung der Pensions- und Beihilfeverpflichtun-
gen im Besonderen. Inzwischen bewährt und anerkannt
zeigt die Doppik als neue Form der Abbildung von Regie-
rungs- und Verwaltungshandeln und damit einhergehend
auch den Verbrauch öffentlicher Ressourcen. Die Doppik
sorgt für eine umfassende Transp arertz) ermöglicht gera-
de mit dem Ausweis der Pensions- und Beihilfeverpflich-
tungen i.H.v. ca. 59,4 Mrd. EUR (Stand zum 31,. 12. 2013,
davon entfallen 51,8 Mrd. EUR auf Pensionen sowie
7,6 Mrd. EUR auf Beihilfen) eine vollumfängliche Aussa-
ge über Vermögen und zum Stichtag bereits wirtschaftlich
verursachte Schulden des Landes. Die Pensions- und Bei-
hilfeverpflichtungen des Landes Hessen ggü. ca.67.800
Versorgungsempfängern und 1 06.600 Leistungsanwärtern
nehmen nach den Verhältnissen zum Bilanzstich-
tag 31. 12. 201,3 ca. 48,3 "Ä der Gesamtverschuldung
(123,0 Mrd. EUR) sowie 48,1 % der Bilanzsumme
(123,6 Mrd. EUR) ein. Die mit Aufbau und Fortschrei-
bung der Rückstellungen einhergehende Belastung des

Jahresergebnisses mit Versorgungssaufwand (2013: ca.

3,8 Mrd. EUR) und Zinsaufwand (2013: ca.2,5Mrd.EUR)
gewährl eis ten zugleich ein e p eriod en gerechte Zuor dnun g

von Lasten, die in Anbetracht des beachtlichen Personal-
körpers des Landes signifikant die laufend en Bezüge für
die Beamten (2013: ca.4,6Mrd. EUR) und Entgelte für die
nicht beamteten Beschäftigten (2013: ca. 2,2 Mrd. EUR)
die Bediensteten komplettiert.

Mit der Doppik ist auf staatlicher Ebene in Hessen zu-
gleich die Grundlage für eine Kosten- und Leistungsrech-
nung und eine leistungsbezogene und ergebnisorientierte
Flaushaltsausrichtung ir Form eines Produkthaushalts ge-
schaffen word en.44 Die Einbeziehung der mit dem Aufbau
der Pensionsrückstellungen verbundenen Kosten mit ih-
ren auch (noch) nicht zahlungswirksamen Bestandteilen
sind Ausfluss eines quantitativ und qualitativ deutlich er-

39 Tz 5.7.2.1 der Standards staatlicher Doppik i.d.F. v.23. 10. 2013.
40 Deutsche Bundesbank, Statistik, Zeitrerlre WU 3g75.

41 Bllanzrechtsmodernisierungsgesetz v. 25.5.2009, BGBI. I 2009,
tt02.

42 Vgl. ID\V RS HFA 30 Tz. 1, 51 ff .

43 Vgl.B\f RS HFA 30,T2. 85ff.
44 SS 1", 7a HGrG, S 2 HHG 2013/2014 v. 14.12.2012, GVBI.

Flessen 201,2, S. 63.
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weiterten Informationsangebots, das Fragen der Eff tzr-
enz der Mittelverwendung sowie der Effektivität der ge-

setzten Zrele beantworten lässt.
Der beschriebene und für ein Bundesland nicht untypi-

sche Umfang der Pensions- und Beihilfeverpflichtungen
des Landes Hessen stellt allerdings auch ein Volumen
dar, das bereits bei geringfügiger Anpassung der Bewer-
tungsparameter zu beachtlichen ergebniswirksamen,
versicherungsmathematisch bedingten Veränderungen im
Verhältnis zum jeweiligen Jahresergebnis führt. So ist in
der bisherigen Bllanzierungspraxis des Landes , z.B. im
Kj. 2012, die Anpassung des Rechnungszinses von 4,5 oÄ

auf 3,95 % mit einem versicherungsmathematischen Ver-
lust von ca. 4,8 Mrd. EUR einhergegangen. Die Anpas-
sungen des Bezügetrends von 1,3 "Ä auf 1,5 "/" und des

Kostentrends im Gesundheitswesen von 2,7 o/" auf 3,1 %
haben einen weiteren negativen Ergebnisbeitrag i.H.v. ca.

2,1 Mrd. EUR verursacht. Die ratierliche Folgeanpassung
zur Berücksichtigung des Be zige- und Kostentrends auf
den 1. 1.2010 nach BilMoG i.H.v. jährlich 1/15 belastete
das Jahresergebnis zusätzlich mit einem Betrag von 0,7
Mrd. EUR.45 Der Jahresfehlbetr ag2012belief sich auf ins-
gesamt 10,6 Mrd. EUR. Die versicherungsmathemati-
schen Verluste nehmen damit im Kj. 2012 ca. 72 "/" des

Jahresergebnisses ein. Die Unwägbarkeiten der vorliegen-
den Langzeitbetrachtungen gehen insoweit mit deutlichen
Nachjustierungen einher, die Ausfluss von ztrm Ab-
schlussstichtag aktuell angepassten Bewertungsannahmen
und insbes. bei einer Verknüpfung mit dem Haushalt als

solche zu identifizieren sind.a6

Von den der aktuell en Zinsentwicklung und den damit
einhergehenden Folgewirkungen im Rahmen der Bilan-
zierung von Pensions- und Beihilfeverpflichtungen einer
Gebietskörperschaft in gleicher Weise betroffen ist die
Freie und Hansestadt Hamburg, die gleichfalls auf staatli-
cher Ebene bilanziert und in ihrem Geschäftsbericht
201247 darauf hinweist, dass eine sowohl nach den han-
delsrechtlichen Bestimmungen als auch nach den Stan-
dards staatlicher Doppik erforderliche Anpassung infolge
der Absenkung des Diskontierungszinssatzesvon 6 oÄ auf
3,95 "/" imJahr der Anpassun gzu einem versicherungsma-
thematischen Verlust i.FI.v. ca. 5 Mrd. EUR führen wird.

Der Bund weist in seiner aktuellen Vermögensrechnung
zum 31. 12. 201348 nach versicherungsmathematischen
Grund sätzen ermittelte Rückstellungen für Pensionen
und ähnliche Verpflichtungen i.H.v. 487,1 Mrd. EUR
aus. Die versicherungsmathematischen Verluste infolge
der Anpassung der Bewertungsparameter für die Ermitt-
lung der Pensions- und Beihilferückstellungen berück-
sichtigen im Flaushaltsj ahr 2013 u.a. eine Absenkung des

Rechnungszinses um 0,23 o/" auf nunmehr 3,49 7" und be-
laufen sich insgesamt auf ca.20,8 Mrd. EUR.4e DerJahres-
fehlbetrag2Al3 des Bundes ermittelt sich im Rahmen der
Fortschreibung des Vermögens-/Schuldensaldos auf ca.

17,4 Mrd. EUR.so
Neben der unmittelb aren erfolgsmäßigen Auswirkung

der Anpassung der Bewertungsparameter führen auch in
der Methode des Teilwertverfahrens bedingte Besonder-
heiten zuBffekten , die ergebntsverzerrend auftreten kön-
nen. So führt die im Teilwertverfahren mit einem Rück-
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wärtsfaktor angelegte Gleichverteilung des Dienstzeit auf-
wands auf den Zeitraum ab Diensteintritt, z.B. bei Besol-
dungsanpassungen, stets zu einem Nachholeffekt, der das

aktuelle Jahr belastet. Die Tarifanpassungen durch das

Hessische Besoldungs- und Versorgungsanpassungsge-
setz 2Aß/2014 vom 20.11.2013 im Haushaltsjahr 2013
haben so z.B. zv einem Einmaleffekt i.H.v. 1,2 Mrd.
EUR für die Anpassung der Pensionsrückstellungen ge-
führt.

C. Bilanzierung von Pensionsverpflichtungen nach
IPSAS

Im Kontext der internationalen Rechnungslegung erstel-
len an eurooäischen Börsen notierte Unternehmen nach
der IAS-Veiordnung v. 1,9. 7 . 2OO2s1 seit dem Geschäfts-
jahr 2OO5 ihren Konzernabschluss zwingend in Überein-
stimmung mit den IFRS (International Financial Repor-
ting Standards). Innerhalb der IFRS regelt der Standard
IAS 19 "Employee Benefits" die Rechnungslegung für
Leistungen an Beschäftigte. Der Standard ist in einer ak-
tualisierten Fassung am 16. 6. 201,1 veröffentlicht worden.
Mit seinen Neuerungen, die zu einer transparenteren und
vergleichbareren Abbildung der betrieblichen Altersver-
sorgung in IFRs-Abschlüssen führen sollen, ist der Stan-
dard IAS 19 (rev. 2011) auf Berichtsperioden anzutwenden,
die am oder nach dem 1. 1. 2013 beginnen.

Die vom >>International Public Sector Accounting Stan-
dards Board" (IPSASB) veröffentlichten IPSAS stellen
Rechnungslegungsstandards dar, die für den öffentlichen
Sektor in Anlehnung an die IAS erarbeitet worden sind.
Der im Feb ruar 2008 herausgegebene IPSAS 25 "Leistun-
gen an Arbeitnehmer<<, der bei Einheiten mit einer peri-
odengerechten Rechnungslegung ab dem 1. I. 2011 An-
wendung findet,s2 regelt u.a. Fragen der Bilanzierung
von Pensions- und Beihilfeverpflichtungen der öffentli-
chen Hand nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

45 Vgl. Geschäftsbericht 2012 des Landes Hessen, S. 43.

46 Vgl. hierzu auch Winters, Pensionen und Beihilfe - Beamtenver-
sorgung als Haushaltslast?, in: KPMG Public Governance Som-
mer 2014, S. 6 ff.

47 http : / / www. hambur g. d e/fbl ges chaefts b er icht-2) 12 /, G es chäfts -
bericht 201,2,T2. 5.11 Sonstige Risiken, S. 36 (Abruf:13. 10.2014).

4 B Htrp : / / www. bu nd es f in an z mini s teriu m. d e / \X/ eb / DE / Themen /
Oeffentliche-Fi nanzen/Bundeshaushalt/Haushalts-und-Vermo
egensrechnun gen-des-Bundes/haushalts-vermoe gensrechnun ge

n-des-bundes.html, 5.23 ff. (Abruf: 13. 10. 2014).

49 Für Pensionsrückstellungen i.H.v. 1,6,1 Mrd. EUR sowie für
Beihilfenickstellungen i.H.v. 4,7 Mrd. EUR; vgl. Vermögens-
rechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 2013,5.25,27,

50 Vermögensrechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 2013,
s.7.

51 Verordnung (EG) N.. 1606/2002 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 19. 7 . 2002 betreffend die Anwendung inter-
nationaler Rechnungslegungsstandards (ABl L 243, 11. 9. 2002,
S. 1), geändert durch Verordnung (EG) Nt 297/2008 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 11.3.2008 (ABl. L 097,
9.4.2008, S. 62Nr. 1,606/2002).

s2 Vgl. IPSAS 2s.177 ff.
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Der Standard IPSAS 25 basiert auf der vom Inrernational
Accounting Standards Board (IASB) überarbeiteten Fas-
sung von IAS 19 aus dem Jahr 2004; eine Veiterentwick-
lung analog zur Revision des IAS 19 ist bisher noch nicht
erfolgt.

Die nachfolgenden Betrachtungen gehen auf die aktuel-
len Vorgaben frir die Kategorie Leistungen nach Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses Pensionsverpflichtun-
gen - des IPSAS 25 ein. Darüber hinaus werden auch die
wesentlichen Anderungen des IAS 19 (rev. 2011) betrach-
tet, die für eine entsprechende Anpassung des IPSAS 25 an

den aktuellen Stand von IAS 19 relevant sein könnten.

I. Leistungsorientierte vs. beitragsorientierte Pensi-
onspläne

Die internationalen Bllanzierungsstandards unterschei-
den in Abhängigkeit von dem wirtschaftlichen Gehalt
der Leistungs zusagen zwischen beitragsorientierten Pen-
sionsplänen und leistungsorientierten Pensionsplänen
(IPSAS 25.27 ff., IAS Ie.26 ff.):
o Beitragsorientierte Pläne (defined contribution plan)

sind Pläne für Leistungen nach Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses, bei denen ein Unternehmen festge-
legte Beiträge an eine eigenständige Einheit (einem
Fonds) entrichtet und weder rechtlich noch faktisch
zur Zahlung darüber hinausgehender Beiträge ver-
pflichtet ist. Bei Beitragsplänen werden lediglich die
für in einer Berichtsperiode fällig werdenden festgeleg-
ten Beitragszahlungen als (Perioden-)Aufwand erfasst.
Der Ausweis einer Rückstellung bei dem Arbeitgeber
endällt , d^ das Versorgungsrisiko aus der Pensionszu-
sage den externen Versorgungs träger bzw. den Arbeit-
nehme r tifft und von dem Arbeitgeber neben der Bei-
tragsentrichtung keinerlei zusätzliche Risiken zu tra-
gen sind.s3

. Leistungsorientierte Pläne (defined benefit plan) sind
demgegenüber Pläne für Versorgungsleistungen nach
Beendigung des Arbeitsverhältnisses, die nicht unter
die Definition der beitragsorientierten Pläne fallen,
mithin zu einem bei dem Arbeitgeber verbleibenden
Risiko führen, das unter Berücksichtigung der versi-
cherungsmathematischen Annahmen und Methoden
zv ermitteln und im Rahmen der Bildung einer Pensi-
onsrückstellu ng zv berücksichtigen und in der Bllanz
jährlich fortzuschreiben ist. Der Arbeitgeber trägt bei
leistungsorientierten Plänen das Versorgungsrisiko, das

sowohl das versicherungsmathematische Risiko als

auch das Anlagerisiko umfasst (IPSAS 25.30).
Übertragen auf die Situation der bllanzierenden Ge-

bietskörperschaft fallen Versorgungsansprüche von Be-
amten inländischer Gebietskörperschaften srets unter
den Begriff der leistungsorientierten Pläne. Die Versor-
gung von Beamten und deren Hinterbliebenen wird durch
Gesetz geregelt (Vgl. S 3 Abs. 1 HBeamtVGsa). Auf die
gesetzlich zustehende beamtenrechtliche Versorgung
kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden (S 3

Abs. 3 HBeamtVG). Der Dienstherr bleibt daher ggü. sei-
nen Beamten stets vollumfänglich verpflichtet. Die Ge-
bietskörperschaft kann daher ihre primäre Versorgungs-
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verpflichtung im Unterschi ed zur Privatwirtschaft nicht
auf Dritte (externe Versorgungsträger) übertragen.ss So-
wohl das mit der Versorgungszusage verbundene versi-
cherungsmathematische Risiko als auch ein evtl. Anlage-
risiko werden von der Gebietskörperschaft als bllanzie-
rende Einhei t getragen (IPSAS 25.30). Dies gilt auch dann,
wenn sich die Gebietskörpersch aft zur Abwicklung und
Erfüllung der Aufgaben einer umlagefinan zierten Versor-
gungskasse bedient, mithin die Auszahlung der Versor-
gungsleistungen von dieser vorgenommen werden.s6

Hinsichtlich der nicht beamteten Beschäftigten stellt
die Abwicklung der Altersversorgung über die gesetzliche
Rentenversicherung einen sog. staatlichen Plan dar, der
wie ein gemeinschaftlicher Plan mehrerer Arbeitgebe r zu
behandeln und vorliegend als beitragsorientierter Plan
einzuordnen ist (IPSAS 25.43 ff.).t' Entsprechendes gilt
im Ergebnis für die Zusatzversorgung für die tariflich be-
schäftigten Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, die
über die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder
(VBL) abgewickelt wird ("g1. S 1B BetrAVG) und nach na-

tional em B il an zr echt als mittelb are Pens ionsverp flichtun g
zu qvalifizreren ist.58 Bei entsprechenden gemeinschaftli-
chen Plänen mehrerer Arbeitgeber ist eine Einordnung als

beitragsorientiert oder leistungsorientiert in Abhängig-
keit von der Ausgestalrung des Plans vorzunehmen (IP-
SAS 25.32). Die Behandlung wie ein beitragsorientierter
Plan kommt bei gemeinschaftlichen Plänen auch in Be-
tracht, wenn nach der Ausgestaltung ein leistungsorien-
tierter Plan vorliegt, die brlanzierende Einheit aber man-
gels ausreichender Informationen nicht in der Lage ist, die
frir die Bllanzierung notwendigen Daten hinreichend ver-
lässlich zu bestimmen (IPSAS 25.35).

II. Bewertungs- und Verteilungsverfahren: Projected
Unit Credit Method

Als Methode zur Bestimmung des Barwerts von Pensi-
onsverpflichtungen bei leistungsorientierten Plänen und
des damit verbundenen Dienst zehaufwands wird nach
den internationalen Standards die Projected Unit Credit
Method (Puc-Methode) verpflichtend vorgegeben, die
auch als Methode der laufenden Einmalprämienbezeich-
net wird und ein Anwartschaftsbarwertverfahren darstellt
(IPSAS 25.77, IAS 1,9.67).

Mit der Be zeichnung als Methode der laufenden Ein-
malprämien kommt bei der Puc-Methode zvm Aus-
druck, dass der in einem Jahr erdiente Teil des Pensions-

53 Vgl. Derbort/Herrmd.nn/ Mehlinger/Seeger., Brlanzierung von
Pensionsverpflichtungen, 2012, S. 133.

54 Hessisches Beamtenversorgungsgesetz HBeamtVG v.

27 . 5 . 201,3, GVBI. S. 21 8.

ss Vgl. ID\f RS HF'A 23,T2. t ff., t ff.
56 Vgl. ID\f RS HFA 23,T2.5,9 ff.
57 Ygl. Knigge, Bilanzierung von Pensionszusagen nach IFRS,

201,4, S. 1.17.

58 Gl.A. Adam, Gutachtliche Stellungnahme zu Abweichungen
der IPSAS/EPSAS von kommunalem Haushaltsrecht, Berlin
2014, 79, 82 sowie Thurnes/Hainz, Pensionsrückstellungen in
kommunalen Bilanzen nach dem Btlanzrechtsmodernisie-
rungsgsetz (BilMoG), GemH 2009, 174.
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anspruches im gleichen Jahr durch eine (fiktive) Einmal-
prämie zu finanzieren ist.se Die Puc-Methode geht da-
von aus, dass in jedem Dienstjahr ein festgelegter Teil des

endgültigen Leistungsanspruchs erdient wird und bewer-
tet jeden dieser Leistungsbausteine separat. Bei dieser
Methode wird zu jedem Bewertungsstichtag nur der Teil
der Verpflichtung bewertet, der bereits erdient ist. Die
Puc-Methode gehört zu den Ansammlungsverfahren,
bei denen die Verpflichtung nach den arbeitsrechtlichen
Vorschriften des Erdienens angesammelt wird.60 Mit der
Summe der einzelnen Leistungsbausteine wird sukzessive
die endgültige Verpflichtung aufgebaut, die zum Stichtag
abzuzinsen ist.61 Bei der Zuordnung von Leistungen auf
Dienstjahre wird grds. die Planformel zugrunde gelegt.
Falls die in späteren Dienstjahren geleistete Arbeit zu ei-
nem wesentlich höheren Leistungsniveau führt als die in
früheren Dienstjahren erbrachte Leistung, ist die Leis-
tungszuordnung linear yorzunehmen (IPSAS 25.80, IAS
Ie.70).

Eine Besonderheit der PUC-Methode ist, dass der in
der Erfolgsrechnung abzublldende Pensionsaufwand mit
den Komponenten Dienst zeitaufwand und Zinsaufwand
nicht erst am Ende des Geschäftsjahres, sondern bereits zu
Beginn des Geschäftsjahres unter Zugrundelegung einer
Prognose - daher "projected.. ermittelt wird. Neben
diesen Aufwandskomponenten werden auch die erw arte-
ten Pensionszahlungen bereits zu Beginn eines Jahres ge-
schätzt, sodass bereits am Jahresanfang Erfahrungswerte
für die Höhe der Pensionsrückstellung am Jahresende und
die für das Ergebnis in laufender Rechnung relevante
Größe des Pensionsaufwands ermittelt werden kön nen.62

Die Zufihrung zur Rückstellung erfolgt entsprechend
der Handhabung nach nationalem Handelsrecht erst zum
Jahresende, jedoch hinsichtlich der Komponenten Dienst-
zeitaufwand als hinzuerdienter Leistungsbaustein der Be-
richtsperiode einerseits und Zinsaufwand infolge der Auf-
zinsung der passivierten Schuld andererseits mit den
Schätzwerten zu Jahresbeginn. Abweichungen zwischen
den geschätzten Verten im Vergleich zu den tatsächlich
\Terten am Geschäftsjahresende führen als dritte Kompo-
nente des Pensionsaufwands zu sog. versicherungsmathe-
matischen Gewinnen oder Verlusten, die nach den zum
1. 1. 201,3 aktualisierten internationalen Bilanzierungs-
vorgaben nunmehr verpflichtend vollumfänglich im Rah-
men der bilanziellen Abbildung der Pensions- und Beihil-
feverpflichtungen berücksichtigt sowie nicht mehr in der
GuV der Periode, sondern stattdessen und im sonstigen
Ergebnis (other comprehensive income) der Gesamt-
ergebnisrechnung ausgewiesen werden (,rgl. unten
Abschn. C.IV.).

Die Berechnungen im Rahmen der PUC-Methode ba-
sieren auf versicherungsmathematischen Annahmen,
die sowohl demografischen als auch ökonomischen Risi-
ken Rechnung tragen (IPSAS 25.85 ff.). Die Rechnungs-
grundlagen berücksichtigen im Rahmen der demografi-
schen Bewertungsannahmen die für den zu bewertenden
Personenbestand geeigneten \Wahrscheinlichkeiten für das

Eintreten der biometrischen Risiken Tod und Invalidität,
Fluktuationsverhalten und Pensionseintrittsalter nach
Plan und Verhalten der Versorgungsberechtigten. Zu den
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ökonomischen Annahmen zählen der Iaufzeitadäquate
Rechnungszin s zur Diskontierung der künftigen Versor-
gungsleistungen sowie der Bezüge- und Kostentrend für
die voraussichtliche Entwicklung der Pensions- und Bei-
hilfeleistungen (IPSAS 25.96 ff .).

Als versicherungsmathematische Annahme mit wesent-
licher Auswirkung erlangt der Rechnungszinss atzfür die
Diskontierung der künftigen Versorgungsleistungen der
Gebiets.körperschaft besondere Bedeutung. Der Rech-
nungszinssatz ist nach allgemeinen internationalen
Grund sätzen auf der Grundlage der Renditen zu bestim-
men, die am Abschlussstichtag für erstrangige, festver-
zinsliche Industrieanleihen am Ma rkt erzielt werden; in
Ländern ohne liquiden Markt für solche Industrieanleihen
sind stattdessen die (r- Abschlussstichtag geltenden)
Marktrenditen für Staatsanleihen zu verwenden (IAS
19.63 ff.). Der Abzinsungssatz reflektiert den Zeitwert
des Geldes (IAS 19.84) und berücksichtigt die voraus-
sichtliche Aus zahlung der Leistungen rm Zeitablauf (IAS
19.85). Auch nach IPSAS 25 als für den öffentlichen Sek-
tor maßgebendem Standard ist die Abzinsung von Pensi-
onsverpflichtungen (gleichfalls) grds. mit einem Abzin-
sungssatz vorzunehmen, der den ,rZeitwert des Geldes"
widerspiegelt (IPSAS 25.91 ff.). Dieser kann sich im Rah-
men einer bestmöglichen Schätzung der brlanzierenden
Einheit auf die am Abschlussstichtag geltenden Renditen
für Regierungsanleihen, für erstrangige festverzinsliche
IJnternehmensanleihen oder für andere Finanzinstrumen-
te orientieren; das IPSASB favorisiert hierbei eine Aus-
richtung an Renditen für Regierungsanleihen und räumt
bei einem nicht hinreichend entwickelten Markt für Re-
gierungsanleihen eine Anlehnung an Renditen für erst ran-
gige feswerzinsliche Unternehmensanleihen ein (IPSAS
2s.e4,IPSAS 2s BCBf).

III. Pensionsverpflichtungen und Planvermögen

Die aus dem leistungsorientierten Plan (defined benefit
plan) resultierende Verpflichtung wird nach der Termino-
logie der internationalen Rechnungslegungsstandards in
der Bil anz als zu bilanzierende Schuld (definded benefit
liability) ausgewiesen. Der als bilanzielle Verpflichtung zu
erfassende Betrag ermittelt sich gem. IPSAS 25.65 als Sal-
do folgender Beträge:
(r) Barwert der leistungsorientierten Verpflichtung am

Abschlusstag (IPSAS 25.77)
(b) zuzüglichlabzüglich versicherungsmathematischer

Gewinne /Verluste (IPSAS 25.105 f.)
(.) abzüglich eines bisher noch nicht erfassten nachzut.ver-

rechnend en D iens t z eitaufwands ( I PSAS 25 .1 12)

59 Vgl. Seemann, in: BeckHdb IFRS,4. Aufl. 201,3, S 26 Altersver-
sorgungspläne/Leistungen an Arbeitnehmer, Rn. 51 ff.

60 Vgl. Derbort/Hevrmann/Meblinger/Seeger, Bilanzierung von
Pensionsverpflichtungen, 201,2, 5.72 f .

61 Vgl. Keflea M.,Pensionsverpflichtungen nach neuem HGB und
IFRS, 201.0, S. 316.

62 Vgl. Adam, Einführung in die IPSAS, Grundlagen und Fallstu-
die,2013, S. 82.
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(d) abzüglich des beizulegenden Zeirwerts eines Planver-
mögens (IPSAS 25.1 18 ff.).

Mit IAS 19R (rev. 2011) sind hinsichtlich der Ermitt-
lung der zu brlanzierenden Schuld sowohl zu (b) als auch
z1r (.) Fortentwicklungen der internationalen Bilanzie-
rungspraxis zu beachten, die bislang noch nicht im Rah-
men einer Revision des IPSAS 25Berücksichtigung gefun-
den haben.

Zu (r) Der Barwert der leistungsorientierten Ver-
pflichtung (,'defined benefit obligation") zum Berichts-
stichtag als Ausgangsgröße für die Ermittlung der zu pas-
sivierenden Schuld ist der Barwert der Verpflichtung, die
durch die Leistungen des Beschäftigten in der Berichrspe-
riode oder in früheren Perioden entstanden ist. Die DBO
stellt insoweit den Bruttobetrag der Verpflichtung dar, der
das Vorhandensein eines Planvermögens noch nicht be-
rücksichtigt (IPSAS 25.66) und sich lerzdtch aus dem Bar-
wert der erwarteten, dem Grunde nach bereits erdienten
zukünftigen Auszahlungen ergibt.63 Der Barwert der er-
dienten Leistungen ist mit der Puc-Methode auf der
Grundlage versicherungsmathematischer Annahmen zu
ermitteln und auf den Bilanzstichtag mit einem den Zeit-
wert des Geldes widerspiegelnden Rechnungszins abzu-
zinsen (IPSAS 25.77 ff.):

Zu (b) Versicherungsmathematische Gewinne und
Verluste entstehen durch Abweichungen zwischen Plan-
und Ist-\ü/erten bei den demografischen und ökonomi-
schen Annahmen. Da Teile des Pensionsaufwands in der
Gewinn- und Verlustrechnung sowie im Rahmen der bi-
lanziellen Fortschreibung der zu bllanzierenden Ver-
pflichtung (zunächst) als Sch ätzgrößen - mit 'ü/ertstellung
zuBeginn des Geschäftsjahres - ausgewiesen werden, sind
die Abweichungen im Vergleich zu den tatsächlichen
Stichtagsgrößen am Ende des Geschäftsjahres im Rahmen
der Schlussbila nzieruns als versicherungsmathematische
Gewinne und Verlust e zv erfasse n.64 Nach den aktuellen
Vorgaben des IPSAS 25 wird im Anwendungsbereich der
sog. "Korridormethode" hier eine zeitverzögerte Erfas-
sung versicherungsmathematischer Gewinne und Verluste
ermöglicht, die sich auch im Rahmen des bilanziellen Aus-
weises der Pensionsverpflichtungen auswirkt. Die tat-
sächlich bestehende Pensionsverpflichtung konnte hierbei
im Ein zelfall erheblich von der bila nzterten Schuld abwei-
chen.

Zur bisheri gen B ehandlung der versicherungsmathema-
tischen Gewinne und Verluste nach IPSAS 25.105 ff.
einerseits und der diesbezüglichen Fortentwicklung der
internationalen Rechnungslegung nach den aktualisierten
Bestimmungen in IAS 19R. 127 ff., andererseits,6s die seit
dem '1.. '1..2013 mit einer Aufhebung der bisherigen Me-
thodenwahlrechte nunmehr stets zu einer vollumfängli-
chen Berücksichtigung der versicherungsmathematischen
Ergebnisse bereits im Berichtsjahr und damit zu einem
realitätsnahen Ausweis der tatsächlichen Pensionsver-
pflichtung in der Brlanz führt, vgl. unten Abschn. C.IV.

Zu (c) Nachzuverrechnender Dienstzeitaufwand ist
die Veränderung des Barwerts der Leistunsgverpflich-
tung, die sich aufgrund von Anderungen der Planverein-
barungen in der aktuellen Periode für Leistungen der Ar-
beitnehmer aus früheren Perioden ergibt (IPSAS

s10

25.112ff.). Soweit nach der bisherigen Praxis, die noch
mit IPSAS 25.112 abgebildet wird, hinsichtlich der Erfas-
sung im Rahmen der auszuweisenden Pensionsverpflich-
tung zwischen verfallb aren und unverfallbaren Dienst-
zeitaufwänden zu unterscheiden war, ist mit IAS 19R (rev.
2011) eine vollständige Erfassung von nachzuverrechnen-
dem Dienst zeitaufwand im Zeitpunkt der Planänderung
geregelt worden. Damit entfällt hier krinftig die Möglich-
keit der Verteilung eines noch verfallbaren nachzuver-
rechnenden Dienst zeitaufwands auf die zukünftigen
Dienst jahre (IAS 19R. 102 ff).

Zu(d) Mit der Berücksichtigung eines vorhandenen Plan-
vermögens im Rahmen der Ermittlung der zubllanzieren-
den Schuld aus leistungsorientierten Pensionsplänen wird
die Nettoverpflichtung in der Bil anz ausgewiesen (IPSAS
25.65). Das Planvermögen muss hierbei als für die Erfüllung
der Pensionsverpflichtungen gesiche fi zvr Verfügung ste-
hen. Das Planvermögen wird bei der Ermittlung des in der
B tlanzaus zuwei s end en B etra gs mit d em tats ächlichen Vert,
d.h. mit dem Zertwert, von der Pensionsverpflichtung abge-
zogen (IPSAS 25.118 ff.). Der Zeitwert entspricht regelmä-
ßig dem Markt- bzw. Börsenwert.

IV. Pensionsaufwand: Komponenten und Ausweis

In der Erfolgsrechnung des Berichtsjahrs wird der leis-
tungsorientierte Pensionspl an nach der Vorgabe des IP-
SAS 25.74, der insoweit noch auf die Regelung des IAS
19 a.F. aus 200 4 zurückgeht, i* Saldo durch die Auswir-
kungen (noch) folgender Komponenten berücksichtigt:
(r) Erhöhungen des Barwerts: Laufender Aufwand

zvr Leistungserbringung (rog. Dienstzeitaufwand)
(TPSAS 25.76 ff .)

(b) Zinsaufwand (IPSAS 25.95)
(.) Erwartete Erträge aus dem Planvermögen (IPSAS

25.125 ff .)
(d) Versicherungsmathematische Gewinne und Verluste

(IPSAS 25.1,05 ff.)
(.) Nachzuverrechnender Dienst zeitaufwand (IPSAS

25.112)
(0 Auswirkungen möglicher Plankü rzungen oder -ab-

geltungen (IPSAS 25 .129 f .).

Im Folgenden werden die ein zelnen Komponenten des

Pensionsaufwands nach IPSAS 25, rm Anschluss die Ab-
weichungen zu IAS 19 (rev. 201I) dargestellt.

Zu (")' Im Rahmen der Puc-Methode werden zu-
nächst der zukünftige Pensionsaufwand und die Entwick-
lung des Planvermögens am Jahresanfang unt er Zugrun-
delegung der zu dies em Zeitpunkt unterstellten Planan-
nahmen für das Geschäftsjahrende geschätzt (>>best esti-
mate..). Der Pensionsaufwand steht mit der Komponente
des laufenden Dienstzeitaufwands (laufender Aufwand

63 Vgl. Kefller, Pensionsverpflichtungen nach neuem
IFRS, 20t0,, 5.31.2.

64 Vgl. Kefler, Pensionsverpflichtungen nach neuem

HGB und

HGB und
IFRS, 201.0, S. 3BZ.

65 Vgl. hierzu auch Pellens/Barekzai/Obermüller, Pensionsver-
pflichtungen nach IAS 19 in der Niedrigzinsphase - eine euro-
päische Bestandsaufnahme, \WPg 2014, 663, 672.
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zLrr Leistungserbringung) bereits zu dies em Zeitpunkt
fest; er entspricht den mittels Puc-Methode ermittelten,
im Berichtsjahr neu hinzuerdienten Pensionsansprüchen
(TPSAS 25.80 ff.).

Zu (b): Entsprechendes gilt auch für den Zinsaufwand,
der infolge der Aufzinsung der Pensionsverpflichtungen
den Barwert der leistungsorientierten Verpflichtung fort-
schreibt und auf der Grundlage des Kenntnisstands zuBe-
ginn des Geschäftsjahrs mit einer geschätzten Größe er-
mittelt wird und als weitere Komponente des Pensions-
aufwands die Erfolgsrechnung belastet (IPSAS 25.95).

Zu(c):Erträge aus dem Planvermögen sind im Rahmen
der PUC nicht auf der Grundlage der tatsächlichen, sondern
wie der Zinsaufwand aus der Aufzinsung der Pensionsver-

pflichtungen mit der erwarteten Größe in der Erfolgsrech-
nung als solche auszuweisen. Der Unterschiedsb e:'l.ag zwi-
schen erwarteten und tatsächlichen Erträgen ist Bestandteil
des versicherungsmathematischen Ergebnisses (IPSAS
25.125).Die erwarteten Erträge aus dem Planvermögen
werden zu Beginn der Berichtsperiode auf der Grundlage
der Markterwartungen hinsichtlich der Entwicklung des

über den Zertraum der Verpflichtung gehaltenen Planver-
mögens ermittelt (IPSAS 25.126).

Zu (d): Am Jahresende werden Abweichungen der Be-
wertung auf Basis der ursprünglichen Planannahmen im
Vergleich zu den tatsächlich bis zum Geschäftsjahresende
eingetretenen \Terten regelmäßig als sog. versicherungs-
mathematische Gewinne und Verluste ermittelt. Die
Vorgaben des IPSAS 25.I05 f. lassen im Einklang mit den
bisherigen Bestimmungen des IAS 19 auf der Grundlage
der sog. Korridorlösung (noch) die Ausübung von Metho-
denwahlrechten hinsichtlich Zeitpunkt und Umfang des

Ausweises von versicherungsmathematischen Ergebnis-
sen in Erfolgsrechnung und Bilanz zu. Yersicherungsma-
thematische Gewinne und Verluste sind nur dann zu er-
fassen, wenn die kumulierten, nicht ergebniswirksam er-
fassten Gewinne oder Verluste entweder den Barwert der
Verpflichtung oder den Zeitwert des Planvermögens zum
Ende der vorhergehenden Periode um mehr als 1 0 % (Ab-
weichungskorridor) übersteigen (IPSAS 25.1,06). Für die
Behandlung der versicherungsmathematischen Gewinne
und Verluste innerhalb dieses (1 0-Prozent-)Korridors ste-
hen danach methodisch drei Optionen offen: a) keine
Erfassung in der Erfolgsrechnung, b) Erfassung in der
Erfolgsrechnung sowie c) Erfassung außerhalb der Er-
folgsrechnung im sonstigen Ergebnis. Der den Korridor
überschreitende Teil des versicherungsmathematischen
Ergebnisses ist als Ertrag oder Aufwand in der Erfolgs-
rechnu ngzrr erfassen und über die durchschnittliche Rest-
arbeits zeit der vom Plan erfassten Beschäftigten zuvertet-
len; darüber hinaus ist allerdings auch jede sinnvolle
Amortisationsmethode für versicherungsmathematische
Gewinne und Verlust e zulässig, die zu einer schnelleren
Erfassung der versicherungsmathematischen Gewinne
und Verluste führt, mithin auch ein Verzicht auf eine
Nichterfassung innerhalb des Korridors (IPSAS 25.106).

Zu (e): Ein nachzuverrechnender Dien stzeitaufwand
entsteht bei Einführung oder Anderung eines leistungs-
orientierten Pensionsplans mit einer Erhöhung der zuge-
sicherten Leistungen, die in vorherigen Perioden erdient
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wurden.66 Der zu verrechnenden Dienst zeitaufwand ist
bislang hinsichtlich unverfallbarer Anwartschaften sofort,
ansonsten ratierlich in der Folgezeit aufwandswirksam zu
erfassen (IPSAS 25.112)

Zu (f): Aufwand aufgrund von Planabgeltungen ent-
steht bei Übert.agungen von Pensionsverpflichtungen
auf, einen anderen Träger oder bei Abfindungen (IPSAS
25.12e ff.).

ImJahr 20ll hat das IASB die überarbeitete Version des

IAS 19R (2011) veröffentlicht. Nach IAS 19R. 120 (a) und
(b) werden im Rahmen der Bil anzrerung nach IFRS seit
dem l. 1.2013 nur noch die beiden Komponenten Dienst-
zeitaufwand (a)und Netto-Zrnsaufwand (b) in der Gewinn-
und Verlustrechnung der Periode als Pensionsaufwand dar-
gestellt. Die im Übrigen aus der Neubewertung resultieren-
den Effekte werden künftig nicht mehr im Rahmen der Aus-
übung von Methodenwahlrechten in der laufenden Ge-
winn- und Verlustrechnung, sondern staftdessen zwingend
vollumfänglich im sonstigen Ergebnis ausgewiesen.

Vor dem Hintergrund, dass sich IPSAS 25 noch auf den
IAS 19 (2008) bezieht, ist auf die folgenden wesentlichen
Anderungen des IAS 19R (2011) im Verglei ch zu IPSAS 25

hinzuweisen, die u.E. insoweit zugleich einen Anpas-
sungsb edarf dokumentiere n:67

o Die seit dem 1. 1. 2013 anzuwendende Neufassung des

IAS 19R sieht hinsichtlich der Erfassung der versiche-
rungsmathematischen Gewinne und Verluste in der
Erfolgsrechnung die Abschaffung der Korridormetho-
de und Auflösung der hiermit bislang verbundenen Me-
thodenwahlrechte mit der Folge vor, dass versichemngs-
mathematische Gewinne und Verluste künftig vollsdn-
dig in der Periode ihrer Verursachung im sonstigen Er-
gebnis (Other Comprehensive Income, OCI), mithin
außerhalb der Erfolgsrechnu ngzu erfassen sind.68 Diese
Behandlung geht mit einer vollumfänglichen Berück-
sichtigung der versichemngsmathematischen Ergebnis-
se im Rahmen einer bllanzwirksamen Erfassung des ak-
tuellen Verpflichtungswerts einher. Der Effekt aus der
Neub ewertun g d er Netto schuld unter B erü cksichti gun g

der auf den Bilanzstichtag aktualisierten demografischen
und finanziellen Annahmen belastet insoweit nicht
(mehr) die laufende GuV/Erfolgsrechnung.

. Nachzuverrechnender Dienst zeitaufwand ist nach
IAS 19R.103 nunmehr unmittelbar erfolgswirksa m zu
erfassen. Mit der vollständigen Erfassung von nachzu-
verrechnendem Dienst zeitaufwand im Zertpunkt der
Planänderung entfällt künftig die Möglichkeit noch
ve rf all b are n nachzuve rre c hn e nd e n D i e n s t z eit aufwand
auf zukünftige Dienst jahre zu yerteilen.

o Mit der Einführung des >net interest approacho wird
nunmehr der Nettozinsaufwand ausgewiesen, der

66 Vgl. Hagemann, Pensionsrückstellungen, 2. Aufl. 2012, S. 1,74.

67 Ygl. hierzu awch B. Adam, Gutachtliche Stellungnahme zu Ab-
weichungen der IPSAS/EPSAS von kommunalem Haushalts-
recht und Einschätzung des resultierenden Umstellungsauf-
wands, 2014, S. 82.

68 IAS 19 R 120 (.) sowie IAS 19 R 127), vgl. auch Kefler, M.
Pensionsverpflichtungen nach neuem HGB und IFRS, 201.0,

s. 347.
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sich durch die Multiplikation des Ztnssatzes auf die
Nettoverpflichrung (Verpflichtungsumfang (DB O) ab-

züglich Planvermögen) berechnet. Der Nettozinsauf-
wand setzt sich aus dem Zinsaufwand des Barwertes
der leistungsorientierten Verpflichtung und dem Zins-
ertrag des Planvermögens zusammen. Für die Verzin-
sung sowohl der Pensionsverpflichtung als auch des

Planvermögens ist nach IAS 19.125 der gleiche Abzin-
sungssatz anzuwenden. In der Erfolgsrechnung erfolgt
nach IPSAS 25.7 4 ein getrennter Ausweis von Zinsauf-
wand (IPSAS 25.95) und den erwarteten Erträgen aus

Planvermögen (IPSAS 25.125 ff .).

Die folgende Übersicht zeigt die Komponenten des

Pensionsaufwands im Rahmen leistungsorientierter Ver-
sorgungspläne unter Berücksichtigung der noch aktuellen
Vorgaben des IPSAS 25 einerseits und des seit 1.1.2013
anzurwendenden IAS 19R. 120 andererseits:6e

(r) Erläuterung der Merkmale der leistungsorientierten
Versorgungspläne und der damit verbundenen Risiken

(b) Ermittlung und Erläuterung der im Abschluss ausge-

wiesenen Beträge
(.) Erläuterung, wie leistungsorientierte Versorgungsplä-

ne Betrag, Fälligkeit und Unsicherheit künftig er Zah-
lungsströme der bil anzrerenden Einheit beeinflussen
können.

Zur unter (c) genannrcn Zielsetzung gehört auch eine

Sensitivitätsanalyse zvr Verdeutlichung, wie sich potenzi-
elle Anderungen der versicherungsmathematische Para-

meter, wie Rechnungszins, Trends, Renteneintrittsalter
und Sterbewahrscheinlichkeit, auswirken (IAS 19R. 145).

Zudem sind Auswirkungen des leistungsorientierten Ver-

sorgungsplans auf die zukünftigen Zahlunssströme auf-

zuzeigen und ein Fälligkeitsprofil der Pensionszahlungen
anzugeben (IAS 1 9R. 147).

D. Erkenntnisse ftir die Entwicklung der EPSAS

Valide und vergleichbare Haushaltsdaten der öffentlichen
Hand auf doppischer Basis zvtr effektiven haushaltspoliti-
schen Übet*achung und die Einhaltung von tansp arenz

bei der Verwendung von Staatsvermögen/-einnahmen
bzw. der Darlegung von Schuldenständen auf allen politi-
schen Ebenen nach harmonisierten Vorgaben sind Zielsev
zungen, die im Rahmen der Entwicklung und Einfuhrung
von EPSAS als neuem Rechnungsführungsstandard für
den öffentlichen Sektor Bedeutung erlangen.

Die im Schrifttum ftir die Entwicklung der EPSAS als

harmonisierten europäischen Rechnungslegungsstandard
im öffentlichen Sektor herausgearbeiteten Kriterien heben

die erforderliche Obiektivierung und Verlässlichkeit der

öffentlichen Rechnungslegung hervor.7z Die öffentliche
Rechnungslegung dient der parlamentarischen Kontrolle
und einer transparenten (finanziellen) Abbildung von Re-

gierungs- und Verwaltungshandeln und somit der Infor-
mation über die wirtschaftliche Lage der öffentlichen
Haushalte unter Berücksichtigung eines generationen-

gerechten Ressourceneinsatzes.T3 Der Objektivierung
kommt hierbei eine übergeordnete Bedeurung zu, da ge-

rade durch eine entsprechende Ermessensbeg renzvne die

intendierren Schutzzwecke erfüllt und eine hinreichende

69 Darstellung nach Fafhauer/Böckem, VPg 2011, 1006.

70 Vgl. hierzu auch Checkliste von Ernst & Young mit Anhangan-

gaben nach IPSAS (Stand September 2012), abrufbar unter

http : / / www. e y. c o m/ Pu b li c a ti o n /vw L U A s s e t s / E Y---I n t e rn a t i o -

nal-Public-Sector-Accounting-standards-Disclosure-Check-
I i s t_-_S ep t e m b e r 

-20 
1 2 

-E 
di ti o n/ $ F I L E / EY- I P SA S - C to o I s -'/" 20

D is clo surechecklis t- S ep t 201' 2.p df .

71 Vgl. Faflhauer/ Böckem, WPg 2011, 1003, 1009.

72 Vgl. I,{owak/ Ranscbt-Oswald/Schmitz, in: Böcking, Handbuch

der Rechnungslegung, K"P. B 990, Öffentliches Rechnungss/e-

sen, Rn. 363 ff.,4O7 ff. (Stand: Juli 2014) sowte I,'[owak, K./Keil-
mann, IJ. et al., in: Entwicklung der öffentlichen Rechnungsle-

gung in Europa, hrsg. v. HRH , 201,4, S. 134 ff .

73 Vgl. Böcking/Koch, in: Entwicklung der öffentlichen Rech-

nungslegung in Europa, hrsg. v. HRH,201,4, S. 164.
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Ergänzende Informationen, anhand derer die Abschluss-
adressaten die Art der leistungsorientierten Pläne und die
finanziellen Auswirkungen von Anderungen dieser Pläne

beurteilen können, sind von der bila nzierenden Einheit im
Anhang zum Jahresabschluss offenzulegen (IPSAS

25.140 f.). Art und Umfang der erforderlichen ergänzen-
den Informationen werden mit IPSAS 25.14I detalliert
aufgelistet.zo

Mit IAS 19R (rev. 2011) geht eine Ausweitung der An-
hangangaben einher, die mit der Einführung eines prinzi-
pienorientierten Anhangkonzepts zu den Pensionsanga-

ben verbunden ist und einen weitreichenden Einblick in
die Risikostruktur und das Risikomanagement der Pensi-

onspläne ermöglichen soll.zl Die erweiterten Anhan gan-

gaben beinhalten nach IAS 19.135 drei Zielsetzvngeq än

denen die ergänzenden Informationen auszurichten sind:
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Rechtssicherheit geboten werden können.7a Eine objekti-
vierte, willkürfreie Berichrersrartung hat nicht nur im
Rahmen der Rechenschaftslegung ggü. dem Parlamenr,
sondern auch ggü. Bürgern und Öffetrtlichkeit als Souve-
rän zu erfolgen, in dessen Auftrag der Staat / die Gebiets-
körperschaft die Ressourcen des Landes (nur) treuhände-
risch verwaltet. Die institutionelle Transp arenz stellt ein
wesentliches Element einer demokratisch legitimierten
öffentlichen Ressourcensteuerung dar.7s Die erforderliche
Objektivierung ermöglicht schließlich erst eine Vergleich-
barkeit sowie mit Blick auf die aktuelle Diskussion zuEP-
SAS auch eine belastbare Finanzberichterstattung nicht
nur auf nationaler sondern auch auf supranationaler Ebe-
ne (ESVG, SNA).76

Der gebotene vollständige Schuldenausweis zum Bi-
lanzstichta g s owi e eine verurs achungs gerechte Perio disie -
rung von Aufwendungen und Ervägen werden im Rah-
men des bilanziellen Ausweises von Pensions- und Beihil-
feverpflichtungen der Gebietskörperschaft durch obj ekti-
vierte, verlässliche Grund sätze zur Ermittlung der
auszuweisenden Schuld und eine vorgegebene willkür-
freie Methodik zur Verteilung des Versorgungsaufwands
über die Perioden der Beschäftigung erreicht.

Der im Rahmen der Entwicklung der EPSAS festzule-
gende Grad der Objektivierung erfordert im Hinblick auf
Bedeutung und Umfang der Belastungen gerade bei den in
Rede stehenden Pensions- und Beihilfeverpflichtungen
eine weitgehende Konkretisierung der Bllanzierungsvor-
gaben, die eine intendierte Vergleichbarkeit ermöglichen.
Die in den IPSAS enthaltenen \X/ahlrechte beinträchtigen
die Vergleichbarkeit, sodass entsprechende \flahlrechte im
Rahmen der Entwicklung von EPSAS auf dem Prüfstand
stehen und zu reduzieren sind.Tz

Im Vergleich zur aktuellen Flandhabung nach den na-
tionalen Bestimmungen einerseits und den Vorgaben des
IPSAS 25bzw.IAS 19R andererseits erlangen hierbei u.E.
insbesondere die Bewertungsmethode-, die Behandlung
von versicherungsmathematischen Gewinnen und Verlus-
ten sowie der Diskontierungszins besondere Bedeurung:

I. Bewertungsmethode

Die internationalen Bilan zierungsvorgaben sehen für das

versicherungsmathematische Verfahren zvr Bewertung
der Versorgungsverpflichtungen und die damit einherge-
hende Verteilung des anzusammelnden (Rückstellungs-)
Aufwands verpflichtend die PUC-Methode als Anwarr-
schaftsbarwertverfahren vor. Das im Inland neben der
Puc-Methode zulässige und für die Berechnung von
Pensionsverpflichtungen und Periodisierung des Versor-
gungsaufwands weitverbreitete TeilwertverfahrenTs stellt
demgegenüber ein Gleichverteilungsverfahren dar, das

nach nationalem Recht für Zwecke der steuerlichen Ge-
winnermittlung nach S 6" ESIG zwingend anzuwenden ist
und in der Vergangenheit mit Blick auf die traditionelle
Verknüpfung von Handels- und Steuerbllanz im Rahmen
der Maßgeblichkeit auch hinsichtlich der handelsrechtli-
chen Abbildung von Versorgungsverpflichrungen in zu-
lässiger Weise Anwendung gefund enhat.Te Die PUC-Me-
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thode, die sowohl nach IPSAS 25 als auch im Bereich der
IFRS mit IAS 1,9 vorgegeben ist und insoweit auch im
Rahmen der Entwicklung von EPSAS nicht zur Disposi-
tion steht, weist im Vergleich zum Teilwertverfahren zu-
gleich systemimmanente Vorteile auf, die - auch ausge-
richtet an der Intention der Rechnungslegung der öffent-
lichen Hand für eine Ausrichtung im Rahmen der
Entwicklung von EPSAS überzeugen. In dies em Zusam-
menhang lassen sich folgende Aspekte festhalten:
. Während beim Teilwe rrverfahren jährlich gleichblei-

bende Jahresprämien zugeführt un d verzinst werden,
wird bei der Puc-Methode dre zu passivierende Ver-
pflichtung aus den jeweils erdienten Leistungsbaustei-
nen der Versorgungsanspruchs sukzessive aufgebaut.
Die Puc-Methode kann daher alle Anwartschafts-
verläu fe zutreffend abbilden,8o während das Teilwert-
verfahren mit seiner gleichbleibenden Aufwandsvertei-
lung über die gesamte Dienstzert nur dann zu vertret-
baren Ergebnissen führt, wenn auch tatsächlich alle
Dienstjahre zu einem weitestgehend gleichen Anstieg
der Verpflichtung beitragen.8l In der Praxis wird sich
hinsichtlich der Wahl der Bewertungsmethode inso-
weit auch national langfristig die PUC-Methode
durchs etzen) da sie stets zuhandelsrechtlich zulässigen
Vertansätzen führt, nicht hingegen das versicherungs-
mathematische Teilwe rtverfahren, das einen gleichmä-
ßig verursachten Aufwand voraus setzt.82

o In der Verteilung des Aufwands über die Perioden der
aktiven Beschäftigungsphase führen Puc-Methode
einerseits und Teilwe rtverfahren andererseits zu einem
unterschiedlichen Verlauf der Ansammlungskurven
während der Anwartschaftsphase. Mit der Gleichver-
teilung der Prämien nach dem Teilwe rtverfahren weist
die PUC-Methode eher einen progressiv ansteigenden
Verlauf in der Verteilung des Periodenaufwands auf.
Sowohl das Teilwertverfahren als auch die PUC-Me-
thode führen allerdings bei Eintritt des Leistungsfalls
zu einem übereinstimmenden Barwert der Verpflich-

74 Vgl. Wüstemann/Wüstemann, in: Denkschrift Eibelshäuser,
2013, S. 579 f.

75 Vgl. Budäwq in: Denkschrift Eibelshäuser, 201,3,81 ff.
76 VSL Nowak, in: Denkschrift Eibelshäuser., 201,3, 5.375 f ., znt

Berichterstattun g zu betrieblichen Altersversorgungseinrichtun-
gen vgl. auch ESVG 201,0,5.426 ff., mit Ergänzungstabelle 17.5

einschl. der nicht in Hauptkonten der ESVG erfassten Versor-
gungsverpflichtungen im Sektor Staat, vgl. ESVG 2010, 17.125,
t7.131.
Gl.A. MAller-Marqwds Berger/Wirts, IPSAS als Ausgangsbasis
für eine europäische öffentliche Rechnungslegung - Status quo
und verbreitete Vorurteile, in Entwicklung der öffentlichen
Rechnungslegung in Europa hrsg.v. HRH, 201,4, S. 457.

Vgl. Derbort/HeTrmann/Meblinger/Seeger, Bilanzierung von
Pensionsverpflichtungen , 2012, S. 72.

Vgl. ID\f RS HFA 30 T2.60, 61,.

Vgl. Hagemann, Pensionsrückstellung€n, 2. Aufl. 2012,S. 145.

Vgl. ID\f RS HFA 30,T2.61.
Vgl. Grottel/Rhiel, in: BeckBilKomm, 9. Aufl. 201,4, S 249
Rn. 198.
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tungi auch der Pensionsaufwand ist über die Totalpe-
riode bei beiden Verfahren identisch.s3

o Das Teilwertverfahren belastet mit einer Gleichvertei-
lung bei einer nachträglichen Erhöhung der Leistungen
sämtliche Dienstjahre zwischen Dienstein- und -aus-
tritt (Rückwärtsverteilung bis zum Finanzierungs-
start). Hierbei kann es z.B. bei Besoldungsanpassun-
gen, die den Gehaltstrend über- oder unterschreiten,
zu das Jahresergebnis yerzerrenden, nachholenden
Einmaleffekten für vergangene Geschäftsjahre kom-
men, die bei der PUC-Methode nicht auftreten.8a

o Die Systematik der Puc-Methode gewährleistet, dass

der Pensionsaufwand mit seinen Komponenten
Diens t zertaufwand und Netto - Zinsaufwand b ereits zu

Jahresbeginn auf Basis einer bestmöglichen Schätzung
feststeht und mit dieser Größe in die laufende Ergeb-
nisrechnung eingeht. Veränderungen im Rahmen bio-
metrischer oder ökonomischer Parameter zum Ab-
schlussstichtag werden nach IAS 19R als versiche-
rungsmathematische Effekte erfolgsneutral im sonsti-
gen E rgebnis erfasst, mithin unmittelbar gegen

Eigenk apital gebucht, und beeinträchtigen mit ihrer
Volatilität nicht die Vergleichbarkeit der laufenden Er-
folgsrechnung. Mit der entsprechenden Behandlung
der versicherungsmathematischen Ergebnisse nach
IAS 19R wird zugleich ein vollumfänglicher Ausweis
der zu btlanzierenden Schuld erreicht.

II. Bewertungsanpassungen: insbesondere versiche-
rungsmathematische Gewinne und Verluste

Anpassungen der biometrischen oder ökonomischen Be-
wertungsparameter im Rahmen der Ermittlung der Pen-
sions- und Beihilferückstellungen führen bei Anwendung
des Teilwertverfahrens nach nationalem Brlanzrecht zu
einer unmittelbaren erfolgswirksamen Erfassung der Bar-
wertfortschreibung in laufender Ergebnisrechnung. Die
internationalen Bilan zterungsvorgaben, die in der Fassung
des IAS 19R (rev. 2011) den zwisch enzeitlichen Erfahrun-
gen der Bllanzrerungspraxis Rechnung tragen und seit
dem 1. I. 2013 eindeutige verpflichtende Regelungen zur
Behandlung der versicherungsmathematischen Effekte in
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung beinhalten,
iberzeugen sowohl im Verglei ch zu den aktuellen natio-
nalen Bilanzrerungsvorschriften als auch zu den aktuellen
noch nicht angepassten Bestimmungen des IPSAS 25.
o Mit der Abschaffung der sog. Korridormethode und

bisheriger \üahlrechte zur glättenden erfolgswirksa-
men Berücksichtigung geht mit IAS 19R eine Verein-
heitlichung der Erfassung von versicherungsmathema-
tischen Gewinnen und Verlusten im sonstigen Ergebnis
einher. Eine außerb tlanzielle Fortführung der versiche-
rungsmathematischen Ergebnisse sowie hierfür erfor-
derliche Nebenrechnungen erübrigen sich rn Zukunft.
Neben der Korridormethode ist auch die Variante der
sofortigen GuV-wirksamen Erfassung im Rahmen des

IAS 19R zugunsten der einheitlichen Erfassung im
sonstigen Ergebnis ab geschafft worden.

o Der verpflichtende Ausweis der versicherungsmathe-
matischen Gewinne und Verluste im sonstigen Ergeb-
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nis erhöht die Vergleichbarkeit der Rechnungslegung
der bila nzrerenden Einheiten, deren laufende Ergebnis-
rechnung nicht mehr durch option ale bzw. zwingende
Anpassungen verzerrt werden, die auf einer Fortent-
wicklung der Bewertungsannahmen zum Abschluss-
stichtag beruhen und den Barwert der Verpflichtung
z.B . aufgrund veränderter ökonomischer Rahmendaten
beeinflussen. Mit der vollständigen erfolgsneutralen
Erfassung der versicherungsmathematischen Gewinne
und Verluste wird zuglerch ein vollumfänglicher Aus-
weis der tatsächlich bestehenden Versorgungsver-
pflichtung im Rahmen der Brlanzierung zum Ab-
schlussstichtag gewährleistet.

III. Bewertungsp arameter: insbesondere Rechnungs-
zins

Die Erfahrungen der Bllanzierungspraxis zetgen, dass

dem Rechnungszins zur Diskontierung der Pensions-
und Beihilfeverpflichtungen von Gebietskörperschaften
auch mit Blick auf den Umfang der Versorgungsverpflich-
tungen wesentliche Bedeutung zukommt.
o Soweit IPSAS 25.94 für die Ableitung des Zinssatzes

zur Abzinsung der Pensions- und Beihilfeverpflichtun-
gen der öffentlichen Einheiten vorrangig eine Orientie-
rung an Regierungsanleihen vorsieht, steht die aktuel-
le Bestimmung der nationalen Standards staatlicher
Doppik hiermit bereits im Einklang (SsD,Tt. 5.7.2.1).

o Hinsichtlich der Festlegung des zum Bilanzstichtag an-

zuwendenden Rechnungszinses wird im Interesse einer
intendierten Vergleichbarkeit der Frnanzberichterstat-
tung und Rechnungslegung eine Regelung zu treffen
sowie ein Verfahren zu entwickeln sein, das Ermes-
sensspielräume der bilanzierenden Einheiten unterbin-
det. In Anlehnung an die nationale Regelung des $ 253

Abs. 2 HGB, die unter Einbindung der Bundesbank
eine zentrale Ermittlung und verpflichtende Festlegung
des anzuwendenden Zrnsfußes gewährleistet, ließe sich

kunftig auf europäischer Ebene ein Verfahrensschritt
unter Einbindung der EZB implementieren, die für
Zwecke der Ermittlung der Pensionsverpflichtungen
im europäischen Raum einen Zinss atz einheitlich und
verbindlich festlegen und bekannt geben könnte.8s

o Die Puc-Methode mit einer für die Ergebnisrechnung
bedeutsamen Schätzung des Netto-Zinsergebnisses auf
der Grundlage der Erkenntnisse zu Beginn des Ge-
schäftsjahres einerseits sowie die seit 1.1.2013 nach

IAS 19R verpflichtende Behandlung der Abweichun-
gen des maßgebenden Zinsfußes zum Abschlussstich-
tag als versicherungsmathematischen Gewinn oder
Verlust andererseits, der im sonstigen Ergebnis ausge-

wiesen wird und die laufende Ergebnisrechnung nicht

B3 Vgl. Derbort/Herrmann/Mehlinger/Seeger, Bilanzierung von
Pensionsverpflichtungen, 201'2, S. 7 4.

B4 Vgl. Kefler, Pensionsverpflichtungen nach neuem HGB und
IFRS, 201,0, S. 121.

85 So auch Adam, Gutachtliche Stellungnahme zu Abweichungen
der IPSAS/EPSAS von kommunalem Haushaltsrecht, Berlin
2014. S.111.
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verzerrt, überzeugt im Vergleich zur aktuellen Hand-
habung im Rahmen des Teilwe rtver{ahrens auch mit
Blick auf haushaltsrechtliche Vorgaben.

E. Fazit

Der Standard IPSAS 25 stellt unter Berücksichtigung der
noch yorzvnehmenden Anpassung an IAS 19R eine geeig-
nete Grundlage für die zu enrwickelnden Vorgaben für die
Bllanzierung von Pensions- und Beihilfeverpflichtungen
im Rahmen der EPSAS dar.Im Hinblick auf die heterogene
Entwicklung der Bila nzrerung des öffentlichen Bereichs auf
staatlicher und kommunaler Ebene würde eine enrspre-
chende Orientierung zugleich eine zielführende Harmoni-
sierung der Abbildung von Pensionslasten im Inland füh-
ren.86 Eine eindeutige Zuordnung der in den EU-Staaren
zum Tragen kommenden Leistungen, nach Beendigung
des Arbeitsverhältnisses nach der vorliegend für die bilan-
zielle Abbildung zu beachtenden Systematik, die mit der
IJnterscheidung zwischen beitragsorientierten und leis-
tungsorientierten Plänen auf das Versorgungs- bzw. Anla-
gerisiko abstellt, muss hierbei gewährleistet sein.

Im Interesse der intendierten Vergleichbarkeit der Jah-
resabschlüsse und der Fin anzberichterstattung der Mit-
gliedst aaten erfordert die gebotene Objektivierung der
bilanziellen Abbildung konkrete Vorgaben, die sich über
die Ab grenzung der passivierungspflichtigen Schuld hin-
aus insbes. auf die Puc-Methode als Bewertungsverfah-
ren, den anzuwendenden Rechnungszins sowie die Be-
handlung der einzelnen Komponenten des Pensionsauf-
wands im Rahmen der Ergebnisrechnung und dem sons-
tigen Ergebnis beziehen müssen. Die im Rahmen der

Fortentwicklung des IAS 19R (rev. 2011) umgesetzten
Praxiserfahrungen zeigenmit der Abschaffung der bislang
optionalen und ergebnisglättenden Korridormethode und
den seit 1,. 1. 2013 nunmehr verpflichtenden Vorgaben
znm Ausweis der Ergebniseffekte eine Einschränkung
bislang bestehender Brlanzierungs- und Methodenwahl-
rechte auf, die auch im Rahmen der Entwicklung eines

einheitlichen Rechnungslegungsstandards für den öffent-
lichen Bereich der Mitgliedstaaten erforderlich ist.

In dies em Zusammenhang wird auch insbesondere der
Rechnungszins zur Diskontierung des Barwerts der Pen-
sionsverpflichtungen auf den Bilanzstichtag als wesentli-
che ökonomische Rechnungsgrundlage einer zentralen
Vorgabe bedürfen.

Die Ermittlung und bllanzielle Abbildung der Pensi-
ons- und Beihilfeverpflichtungen zum jeweiligen Ab-
schlussstichtag erfordert auch im Anwendungsbereich
der PUC-Methode aufgrund der Komplexität und versi-
cherungsmathematischen Berechnungen regelmäßig ak-
tuarische Unterstützung. Die bereits im Rahmen der Ein-
führung von EPSAS thematisierte Frage der Erleichte-
rungen für kleinere bzw. weniger risikobehaftete Einhei-
ten87 erlangt auch im vorliegenden Kontext Bedeutung.tt

86 Gl.A. Adam,, Gutachtliche Stellungnahme zu Abweichungen
der IPSAS/EPSAS von kommunalem Haushaltsrecht, Berlin
2014, s.111.

87 Vgl. PwC, Collection of information related to the potential
impact, including costs, of implementing accrual accounting in
the public sector and technical analysis of the suitability of in-
dividual IPSAS standards v. 1. B. 2014, S. 163 f .

B8 Vgl. hierzu bereits Adam, Einführung in die IPSAS, Grundlagen
und Fallstudte, 2013, S. BB.
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